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Neue Bewegung im Oſten. 


. N 1 is zu den Dalkan- hin Jieht es Jo aus, als ob der bier aufgeworfene Gedanke einer Neu- 
Wo man auch binblickt, e e ſpielt traliſierung der Nandſtaaten von den politiſchen Kreiſen in Kowno, 
ländern, ift der Ofen in N naebilisle in jedem Salle aber grund- Riga und Aeval nicht grundſätzlich abgelehnt würde. it o e m 
überall die wirkliche . ionaljozialiſtiſchen Deutschland eine be- ‚Qeutralitätsgedan ken bat das alte Problem 
loſe Angſt vor dem n. An den Nordoſten anlangt, jo haben dort eines baltiſchen Paktes eine neue Note erhalten, 
ſtimmende Rolle. Was zun und bisher niemals verwirklichten bal- die vielleicht demnächſt schon in Genf wieder anklingen wird. 
die ſchon häulig a de in neuer Form ihre Auferſtehung er- Am meiſten Jcheint Litauen gegenwärtig am Suſtandekommen eines 
tiſchen Pakıpläne des Daily Herald“ Jollen Sowjekrußland Garantie- oder Neutralitätspakctes gelegen zu ſein, ſo merkwürdig es 
lebt. Nach einer Meldung tjtädten der Randſtaaten und Siunlands auch aumucen mag, daß Litauen gerade bei dem Staate Rückendeckung 
und Polen in den Haup dort etwas dagegen einzuwenden, baute, gegen Deutſchland Juchen Joll, der ihm ohnehin Ichon einen Ceil leines 
angefragt haben, ob man ſchau mit einer gemeinjamen Erklärung Gebietes genommen hat. Doch darf man hier folgendes nicht über⸗ 
wenn Ao s kau und W. del fie den vier kleinen Rande fehen: In den Augen der Litauer, die ſich vom einfachen Bürger bis 
hervortreten würden, 5 a n igkeit garantierten“, Trotz zum Staatspräſidenten hinauf geradezu phantaſtiſche Vorſtellungen 
ſtaaten ihre „Una 12 en und polnijcher Seite natürlich ſofort dom nationallozialiſtiſchen Expanfionsdrange machen, hat ſich die außen⸗ 
der Dementis, die von ruſſiſch Litauens, Estlands, Lettlands und Sinn- politiſche ‚Sefamijituation ihres durch den Memelraub belaſteten 
erfolgt Jind, hat ſich die e Frage einer Neutraliſie rung Staales mit dem tevolu.ionären Umbruch in Deutfchland in einer Weiſe 
lands mit der bier uli e gehörenden Oftjeeländer ſehr lebhaft geändert, die ſie ihrer Anſicht nach zwingen könnte. Schritte zu unter- 
der ehemals zum ruſliſchen am in deſten als ſicher gelten kann, daß nehmen, die fie ſelbſt noch vor einiger Seit einmütig und entſchieden 
auseinandergeht, ſo daß es beleben und daß eine entlprethende An“ als undiskutabel abgelehnt haben. Und andererjeits erſtreckt ſich die 
Pläne diefer Art tatſachlich ädten — wenn auch vielleicht noch nicht neue Anternehmungsluſt der polnifchen Außenpoli.ik nicht nur auf das 
frage in den balliſchen Hauptſtä ktvorſchlages — tatſächlich erfolgt ift. Verhältnis zu Nußland und Deutſchlaud, Jondern auch auf die Be⸗ 
in der Form eines offiziellen Pa ilg Herald“ deutet die Hinter- ziehungen zu den nordöſtlichen Ländern. Wie nach Verlin und Moskau 
Ein Satz in der Meldung des Da rantievorſchlages mit draſti- fo ift die polniſche Außenpolitik zur Seit auch dabei. neue Wege nach 
gründe eines ſolchen ruth Ra Jo heißt es in en 79 Reval und Riga und vor allem nach Kowno zu finden. Sie verſchmähl 
9 7 A : „Polen un 2 4 f icherhei:spa 
cher ee e e 11 ch 7 80 a 71 dem neuen Deutſchland herrscht, Nutzen für ſich Jelber zu ziehen. Und 
richte des eng die Grenzen der balti e im Olten zu gang beſonders liegt ihr natürlich daran, den Stein, über den die 
abschließen, then Expanlionspläne nl, das von baltischen Pläne Polens bisher regelmäßig geltolpert find, nämlich den 
onen“ In Verbindung mit einem i 0 fer Satz noch ſeine Wilnakonflikt, aus dem Wege zu räumen. Pitauifche und po. niſche 
ſch ü tze n. 15 FH jelt Deutſchland Polen an 1 5 u ee daß ger Vorſi See des 
= di Serüchte zu rch den itauiſchen erbandes zur efreſung Wilnas, 
befondere Beleuch ung; dieſem s angeboten haben, durch 5 70 : a 10 5 5 8 iin 90 1141 9 0 m Ma oda m 
der po über nich t⸗ a ds si und auſchließend in Warſchau und Krakau mit anderen 
Warſchau beenden belle, einer deu.jcben een e pd l lh führenden Perſönlichkeiten der polnischen Außenpolitik über die Bei⸗ 
dafür aber berei nis in den Weg zu Behauptung die durch legung des Wilnakonjliktes Veſprechungen gehabt haben ſoll. Dieſen 
9 ee nichts an Glaub- Beſprechungen kommt gegenwärtig eine größere Bedeutung zu, als 
ihre häufige Wiederholung und te Behauptung nämlich, daß ähnlichen len die in früheren Jahren in derſelben Richtung ver- 
würdigkeit zu gewin f 5 f Az N 1 1 N 
q die Sicherheit at, Wilna nicht Wie im Nordosten, Jo hat ſich auch im Südlichen Oſten Su- 
en das 13 Jahre le gegen pol- ropas aus den Minilter- und Königsbejuchen, aus den Verhand- 
vergelſen zu können, lan Wehr ſetzen muß, Eltland, das lungen und Konferenzen der letzten Monate lauglam eine neue 
niſche Überfremdungsverſuche Aufaand erlebt hat, und Finnland, Situation berauskriftallifier t. Der ewige VBeueſch 
1924 ſeinen kommuniſtiſchen Angedenken an die deutſche Ramerad- durchzieht als Großſiegelbewahrer der Kleinen Entente und perſonifi- 
das heute noch ſein e e ſollen das Bedürfnis haben, ſich ihre zierte Demokratie die donauländiſchenn Filialen der Pariſer Diplo⸗ 
ſchaft bewahrt — dieſe Länder Polen und Sowjetrußland garan- matie, um dort die müde und mißtrauisch gewordenen Getreuen noch 
\inabbängiakeit ausgerechnet 1955 der Gedanke viel näher, daß bier, einmal unter dem ſiukenden Banner des Völkerbundes zu Sammel. 
tieren zu laſſen? Liegt da 9. di Abſicht mitgespielt hat, ſich dur ch Wenn Srankreich ſich heute jo hartnäckig den deutſchen Vorſchlägen 
meutlich bei Sowjerrußland, die 2 rtragliches Recht auf verſchließt und ſich entſchloſſen zeigt, die Genfer Inſtitution unter allen 
name n Sarantiepakt ern 1 Berat e der klei Umſtänden. wenn vielleicht auch mit einigen Reformen, über Sährniſſe 
sin Elch ung in die inneren das Recht auf Jutervention und Abgründe hinwegzuretten, ſo iſt das nicht zuletzt das Werk dieſes 
9 Nandländer in 7 t dieſer Staaten ſich einzigen europäiſchen Außenminiſters, der es fertig gebracht hat ſich 
für den Fall, daß die inerpe itilcbe angeblich von Berlin dirigierten von Verſallles bis auf den heutigen Cag auf ſeinem Poſten zu halten. 
weiter im Sinne der antimarkifilnen, Her Einficht in dieſe Gefahr Aber Jeine Stellung ijt doch nicht mehr Jo ſicher wie jrüber. In der 
Sreibeitsbeiwegungen fortegen ſollts dern auch nicht zu verſchließen: Kleinen Entente, auf „der. das. Sc wr. pn tcher elußen⸗ 
ſcheint mon fich im, Han. Iraalihen En Angebot anzunehmen, kann nur politik aufgebaut ijt, machen ſich ſchon Jeit längerer Seit ausein- 
und eine Bere ſchaft, des bedenk andländer befteben, denen am „Code anderitrebende Kr äfte be merkbar. Bukarelt und vor 
in den politichen il lle am Leden ihrer Nation. Immer- allem Belgrad halten die Seit für gekommen, eine eigene Politik 
des Saſchismus“ mehr gelegen ijt als 5 
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zu betreiben. Die Richtung dieſer Politik iſt durch die geographische 
Lage der beiden Länder gegeben: Vor allem Südflawien iſt ja nicht nur 
am Donauraume beteiligt und nicht bloß am ungariſchen Problem in- 
tereſſiert, ſondern es iſt zugleich auch ein Staat, der auf dem Balkan 
lebenswichtige und von Prag her nicht zu meiſternde Intereſſen be- 
litzt. Und dort hat ſich in letzter Seit manches geändert. Die Türkei 
und Griechenland haben ſich mit einander verſtändigt. Südflawien und 
Griechenland find einander näher gekommen. Selbſt die erbitterte 
Seindſchaft zwiſchen Bulgarien und Südflawien ſcheint einem neuen bal- 
kaniſchen Gemeinſchaftsgefühl weichen zu wollen. Unter der Parole: 
Der Balkan den Balkanvölkernl bereitet ſich dort ein 
Suſammenſchluß vor, der eine durchaus deutliche Spitze gegen 
die Verſuche der europäiſchen Großmächte trägt, das 
politiſche Bild des europäiſchen Südoſtens nach ihren Wünſchen und 
Abſichten ju formen. 

Noch ein anderer Punkt ijt hier zu erwähnen: Rußland ilt 
trotz ſeiner inneren Schwierigkeiten und Ivo ſeiner ſtetigen Inan⸗ 
ſpruchnahme im Fernen Oſten im zwiſcheneuropäiſchen 
Raum wieder als mitwirkender Faktor erſchienen. 
Unter weſentlicher Beihilfe Polens hat der Sowjetſtaat durch eine 
Serie von Nichtangriffspakten den „Anſchluß nach Welten“ gefunden. 
In Warſchau gilt ſein Wort; und im Baltikum wie auf dem Balkan 
hat er angefangen, ſeine diplomatſſchen Säden zu ſpinnen. Er hat aus 
dem Wettrennen, das die Politiker aus Paris, Warſchau und Rom, 
begleitet von ihren Kollegen aus den Hauptſtädten der zwiſcheneuropä— 
iſchen Kleinſtaaten und erfüllt don Angft vor Deutſchland und von 
Mißtrauen gegeneinander, im vergangenen Jahre nach dem Kreml ver- 
onjtaltet haben, den zu erwartenden diplomatiſchen Nutzen gezogen. 
Jeder Wettläufer hat geglaubt, feine guten Beziehungen zu Moskau 
gegen die Anderen ausſpielen zu können; aber im Grunde weiß keiner 
von ihnen, wie hoch er den Moskauer Gewinn in ſeine politiſche 
Rechnung einſetzen darf. Das Ergebnis iſt, daß die Sowjets, die ur⸗ 
jprünglich wohl nichts anderes als die eigene Sicherheit gewollt haben, 
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Schon anfangen, als Saranten für die Sicherheit der Anderen eine 
Rolle zu ſpielen. 


Was Polen aulaugt, jo ſcheint ihm die eben gekennzeichnete 
gegenwärtige Lage im Ojten nicht geeignet, ſich irgendwie feſtzulegen 
und bindend zu dußern. Es hat daher nicht überrascht, daß die Er⸗ 
klärungen zur polnischen Außenpolitik, die Oberſt Beck am 8. De- 
jember vor der Außenkommifſion des Senats hatte abgeben wollen, zu- 
nächſt einmal auf unbeſtimmte Seit vertagt worden ſind. Es kommt 
Polen jetzt darauf an, die Dinge. die ſich im Oſten an- 
gebahnt haben, erſt einmal etwas ausreifen zu 
laſſen; und es erwartet wohl, daß die bevorſtehende Tagung des 
Bölkerbundsrats, auf der Oberſt Beck den Vorſitz führen wird. dieſen 
Neifungsprozeß begünjtigen und beſchleunigen wird. Vor allem will 
Polen erſt einmal eine endgültige und klare Stellung 
nahme der Westmächte zur Bölkerbunds- und Ab- 
rüſtungsfrage abwarten. Es will, bevor es ſich Deutſchland 
gegenüber auf einen beſtimmten Kurs eindeutig feſtlegt, Gewißheit dar- 
über haben, welche Rolle dem Völkerbunde in Zukunft bei der Ab- 
wicklung der politiſchen Geſchäfte Europas noch zufallen wird. So ilt 
Oberſt Beck nach Genf abgereiſt, — nicht ohne vorher nach allen 
Seiten die Verſicherung der freundlichen Geſinnung Polens abgegeben 
zu haben. Auch an Deutſchland hat er unter der Anſchriſt des 
Pariſer „Excelſior“ einige freundliche Worte gerichtet: 
„Ou unjerer großen Befriedigung haben ſich die deutſch-polniſchen Be⸗ 
ziehungen gebeſſert. Ich fürchte aber, daß ſich in der Beurteilung 
dieſes Aktes durch die europäiſche Öffentlichkeit eine bedauerliche 
Haltung gewiſſer Staaten einmiſcht, die der Auffaſſung find, daß 
deutſch-polniſche Schwierigkeiten zum ſtändigen Programm jeder inter- 
nationalen Berſammlung gehören müſſen.“ Es wird [ich zeisen, was 
Oberſt Beck in Genf unternehmen wird, um die Staaten, die er im 
Auge hat, vor allem Srankreich, vom Gegenteil, nämlich von der Mög- 
lichkeit und dem Wert einer Verſtändigung zwiſchen Deutſchland und 
Polen, zu überzeugen. Dr. Kredel 


Die baltiſchen Staaten im Jahre 1933. 


„Es kann nicht anders ſein, als daß jedes Leid der 
deutſchen Volksgruppen draußen einen Widerhall im 
Reiche findet.“ Rudolf Heß 


Vas Baltentum hat als deutſcher Volksſtamm im Verlaufe 
jeiner Geſchichte wiederholt eine hohe Aufnahmefähigkeit 
für neue und umwälzende geiſtige Strömungen 
des deutſchen Mutterlandes bewieſen. Es war daher gar 
nicht denkbar, daß eine ſo grundlegende Umſtellung der Vollsſeele, 
wie ſie in der nationalſozialiſtiſchen Revolution des deutſchen Volkes 
zutage getreten iſt, am baltischen Menſchen ſpurlos vorbeigehen konnte. 
Im Eindringen der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchanung ſehen 
jedoch Letten und Eſten, die Zeugen dieſes Vorganges bei 
ihren deutſchen Heimatgenoſſen geworden Jind, eine Gefahr für 
den eigenen Staat und die ſchwer erkämpfte Selbständigkeit. Die 
Geſchloſſenheit und Einheitlichkeit der nationalfozialiltifchen Haltung 
zwingt ihnen hohe Achtung ab, läßt ſie jedoch befürchten, die Ent⸗ 
ſtehung einer nationalſozialiſtiſchen baltiſchen Bolksgemeinfchaft würde 
zu einem Staat im Staate führen. Wiederholte Kundgebungen 
der Preſſe und Seftftellungen führender Perjönlichkeiten, die Er⸗ 
neuerungsbewegung würde an der altbaltiſchen Überlieferung feſthalten, 
baltiſche Politik ſtets nur mit dem Geficht zum 
eigenen Lande zu treiben, und baltiſcher Nationalſozialis- 
mus wäre eine durchaus eigenwüchſige und auf heimatlichen Gegeben- 
heiten beruhende Bewegung, konnten eine Entſpannung nicht herbei⸗ 
führen. Die Staatsgefährlichkeit der neuen Ge- 
danken ſtand für Letten und Eſten ein für allemal feſt und danach 
wurde gehandelt. 


Auch nach Abgang des lettländiſchen DBildungsminijters 
Kehninſch, der ſich durch wiederholte Angriffe auf das deutſche 
Schulweſen einen Namen gemacht hat, ſind die deutſchfeindlichen Vor⸗ 
ſtöße nicht abgeriffen. Die den Oeutſchen bisher gewährte jtaatliche 
Unterstützung für Fachſchulen iſt geſtrichen worden, im Parlament iſt 
es ſogar zu einem Antrag gekommen, den Deutſchen allein die 
Selbftverwaltung in Schulangelegenheiten zu 
nehmen, während die anderen Nationalitäten (Ruſſen, Polen und 
Juden) im unbeſchränkten Genuß ihrer Selbſtverwaltungsrechte ver⸗ 
bleiben ſollten. Die immer zunehmende Hetze und der organiſierte 
Lügenfeldzug gegen das deutſche Volkstum führte ſchließlich zu Poli- 
jeimaßnahmen gegen die völlig unpolitiſche Geſinnungsgemeinſchaft der 
„Baltiſchen Brüder“. Es Konnte geſchehen, daß auf einer 
Cagung lettiſcher Schullehrer mit allen gegen 5 oder 6 Stimmen die 
Schließung aller deutſchen Schulen verlangt wurde, ein 
Vorgehen gegen die Schulen der anderen nichtleitiſchen Nationali- 
täten jedoch mit derſelben Stimmeneinheit Ablehnung fand. Gegen 
Ende des Jahres war durch das immerwährende Anfachen des 
Deutſchenhaſſes eine derart unerträgliche Lage geſchaffen worden, daß 
die deutſche Fraktion im lettländiſchen Parlament ſich veranlaßt Jah, 
au die Staatsregierung die Forderung zu ſtellen, eine Unter- 
Jubung gegen die Hetzpreſſe einzuleiten. Es ſollte endlich 
einmal Klarheit geſchaffen werden, was an den vorgebrachten Be- 
a mungen Wahrheit und was Verleumdung iſt, um die Verleumder 
ann zur Nechenſchaft ziehen zu können. Bereits im neuen. Jahr 


haben dann Verfolgungen gegen die Führer der baltiſchen Na- 
tionalſozialiſten in Lettland eingeſetzt. 


In Sſtland hat es gleichfalls nicht an Anfeindungen des deutſchen 
Bildungsweſens gefehlt. Häufige Neviſionen deutſcher Schulen mit 
dem Sweck, ſtaafsfeindliche Regungen aufzudecken, und willkürliche 
Aaßregelungen deutſcher Schulleiter find erfolgt. Angeblich aus 
Sparſamkeitsgründen ſind deuifche Schulklaſſen und ganze Schulen 
aus dem ſtaatlichen Schulhaushalt geſtrichen worden. 
Die Übernahme der Führung der Deutſchbaltiſchen Partei 
durch die Baltiſche Nationalſozialiſtiſche Bewegung hat dann der 
eftnijchen Regierung die Veranlaſſung gegeben, mit einer Slut von 
Polijeimaßregeln gegen das Deutſchtum im ganzen Lande 
vorzugehen. Dieſes Vorgehen ließ den Seitungsſturm gegen das 
Deutſchtum zu einem Orkan anſchwellen. Es richtete ſich in erſter 
Linie gegen die führenden baltiſchen Nationalſofialiſten, außerdem aber 
auch gegen die Angehörigen der Baltiſchen Brüderſchaft. 


Die Baltiſche Brüderſchaft iſt keine politiſche Or- 
ganiſation und entfaltet keine politiſche Tätigkeit. Sie iſt 
eine Geſinnungsgemeinſchaft auf chriſtlich-evangeliſcher 
Grundlage. Sie ſucht ju ihrem Ceil die geiſtige Einheit des Deutſch⸗ 
baltentums zu erhalten und ju erneuern und dazu beizutragen, daß 
gefährdete ſeeliſche Bindungen gewahrt und geſtärkt werden, 
die Bindung an die Familie, an den heimatlichen Boden, die Bereit“ 
willigkeit zu Dienſt und Opfer für die Geſamtheit. Sie glaubt dieſer 
Aufgabe am beſten nachzukommen durch den Suſammenſchluß Gleich- 
gefinnter ju einer feſten brüderlichen Gemeinſchaft. Sie glaubt auf 
dieſein Wege nicht nur ihrem Volkstum, ſondern auch der gemeinſamen 
Heimat der Deutſchen, Letten und Esten zu dienen. Sie bejaht 
einen ſelbſtändigen lettländiſchen und einen 
felbftändigen eſtländiſchen Staat. Es iſt daher Jelbjt- 
verständlich, daß die Baltiſche Brüderſchaft die Geſamtheit des durch 
die Schicklalsereigniſſe der Jahre 1918/0 auf drei Staaten, das 
Deutſche Neich, Eſtlaud und Lettland verteilten Baltentums ju er- 
jaffen Jucht. Schon aus dieſer überterritorialen Stellung iſt es ver⸗ 
ſtändlich, daß die Brüderſchaft mit politiſchen Aufgaben, alſo an ein 
beftimmtes Land gebundener Politik, nichts zu tun hat. Sie überläßt 
die politiſche Tätigkeit jedem einzelnen ihrer Mitglieder, der dafür 
allein und ſelbſt die Verantwortung trägt. Es iſt von dieſem Stand⸗ 
punkt her auch gleichgültig, ob die Leitung der Brüderſchaft in 
Oeutſchland, in Eſtland oder in Lettland ſich befindet. Man Jollte 
ſich auf lettiſcher und eſtniſcher Seite angeſichts der an ſich immer 
gefährdeten Lage dieſer Staaten am Nande des bolſchewiſtiſchen Ruß- 
land überlegen, mit welchen Kräften im Sinne einer Staatsſicherung 
und einer Abwehr des Bolſchewismus gerechnet werden kann, und 


müſſen Neubeſtellungen auf unſer „Oſtland“ für 
Bis zum Februar März a werden. Bei 
20. Jan. 


ıpäter erfolgenden Beſtellungen iſt eine Sonder⸗ 
gebühr von 20 Pf. zu zahlen. Der Bezugspr. für 
2 Monate beträgt 1,00 M. (ohne Zuſtellungs geb.) 
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Jollte dieſe Kräfte entſprechend einſchätzen und behandeln. Die Valtiſche 
Brüderſchaft muß in dieſem Zufammenbang als eine außerordent- 
ich ftaatserhbaltende Vereinigung angeſehen werden, 
deren Mitarbeit zur Sicherung des baltiſchen Raumes nicht zurüc- 
gewiefen und deren unbeſtreitbare Poyalität dem eſtniſchen und 
lettiſchen Staat gegenüber nicht durch un verantwortliche Hetze chauvi⸗ 
niſtiſcher Preſfeorgane angezweifelt werden ſollte. 

Nicht minder kurzlichtig find die Verfolgungen, die die Baltiſche 
Natioualjoſialiſtiſche Bewegung betroffen haben. Daß dieſe Be⸗ 
wegung aus dem politiſchen Leben des eſtländiſchen Oeutſch⸗ 
tums bis auf weiteres gewaltsam ausgeſchallet worden iſt, und zwar 
in einem Augenblick, wo dem verdurrten Baum der baltiſchen Politik 
durch die neue Führung friſche Lebensſäfte zuſtrömten, ift nicht nur 
vom deutſchbaltiſchen Standpunkte aus zu bedauern, ſondern auch im 
Intereſſe des eſtniſchen Volkes und des gemeinſamen Staates. Wenn 
der verhetzte Lettie oder Efte das auch nicht verſtehen und nicht zu⸗ 
geben will, fo iſt es doch für jeden Einjichtigen mit der Hand zu greifen, 
daß nur im Ausgleich zwiſchen den das Land ſeit über 
100 Jahren gemeinſam bewohnenden Völkern das 
Heil der Heimat liegt, nicht im Haß und im gegenſeitigen Ver⸗ 
nichtungswillen, ſondern in der ver frauens vollen Suſam-⸗ 
menarbeit. Dieſe Wahrheit erkannt zu haben und gleichzeitig 
jeſt entſchloſſen zu fein, die Berftändigung zwiſchen Deutjchen 
einerſeits und Letten und Eſten andererjeits allen Vorurteilen, Haß⸗ 
und Alinderwertigkeitsgefühlen zum Trotz herbeizuführen, dazu haben 
ſich bisher nur die Baltiſchen Nationaſſozialiſten verſtanden. Nur 
lie allein können eine ſolche Beritändigungspoliiik mit Erfolg be⸗ 
treiben, da fie unverbraubt und durch eine politiſche 
Vergangenheit nicht belaſtet find. Es ift vermeſſen, wenn 
man eſtniſcherſeits die dargebotene Hand ausgeſchlagen 
bat. Das Schicksal des Landes iſt damit wieder auf Kampf geftellt. 
Haß und Erbitterung herrſcht zwiſchen den beiden Völkern, die das 
gleiche Anrecht auf die baltiſche Scholle haben. 

Ba erwarten war, iſt es der Staatspolizei beider Länder trotz 
großen Eifers nicht gelungen, gegen die Baltiſchen Nationalſozialiſten 
und die Baltische Brüderſchaft ernſthaft belaſtendes Material bei- 
zubringen, da die Anklage des bevorſtehenden gerichtlichen Ver- 
fahrens in ſämtlichen Fällen auf rein formalen Geſichts⸗ 
punkten aufgebaut iſt. Die Angeſchuldigten werden ſich vor dem 
Richter wegen ihrer Zugehörigkeit zu einer Vereinigung zu ver⸗ 
antworten haben, die vereinsrechtlich nicht eingetragen iſt und deren 
Sührung ſich im Auslande befindet. In bezug auf die Baltiſchen 
Brüder entbehrt dieſe Anklage zum mindeſten jeder inneren Be- 
rechtigung, während ſie auf die Valtiſchen Nationalſofialiſten auch 
in formaler Hinſicht unzutreffend iſt, da deren Führung ſich ſtets im 
Inlande befunden hat. Hinweiſe auf ein nicht loyales Verhalten zu 
den Heimatſtaaten ſind bei den polizeilichen Erhebungen nicht zutage 
getreten und konnte es auch gar nicht, von hoch- und landesver- 
räteriſchen Umtrieben ganz zu ſchweigen, die eine gewiſſe Preſſe ent- 
hüllt haben wollte. Wenn auch die kommenden Prozeſſe wie das 
Hornberger Schießen ausgehen Jollten, was wahrſcheinſich iſt, Jo iſt 
doch der baltiſchen Sache und damit der Sache der baltiſchen Staaten 
Jett_ ſchon ein ſchwerer Schaden geſchehen. 2 
as im Baltentum eben vor ſich gebt, iſt eine Erneuerung 
an Haupt und Gliedern, die bitter notwendig iſt. Im Deutſch⸗ 
tum Leitlands ift bis zum heutigen Tage die von der Erneuerungsidee 
roch nicht ergriffene Borkriegs generation an der Süh⸗ 
rung, in Eltlond wird wohl dasfelbe Geschlecht wieder den Führungs⸗ 
aulpruch erheben, nachdem die allein zur Sührung berechtigte jüngere 
Generation äußerer Gewalt hat weichen müffen. Wenn daun Vertreter 
des Baltentums von vorgeftern aber die Behauptung aufftellen, eine 
„unverantwortlihe Jugend“ habe durch ihr Verhalten „zu Miß⸗ 
deuturgen Anlaß“ gegeben und „die Grundlagen der Exiſtenf des hie- 
ſigen Beutſchtums in Gefahr“ gebracht, wie das jüngft geſchehen iſt, Jo 
kann gegen eine ſolche Auffaflung gar nicht charf genug Ein- 
Ircnd erhoben werden. Das nicht mehr zur Führung 
erufene alte Geſchlecht ilt es, das underantwort⸗ 
lich handelt, und die Zukunft des baltiſchen 
Dentihtums liegt bei der jüngeren Kriegs⸗ und 
Nachkriegsgeneration, die die Seichen der Seit 
erkannt hat. 8 F 

Die geheure Vernichtungswelle, mit der das Völkerringen des 
Weltkrieges im baltifchen Naum ſeinen Abſchluß fand, traf auf ein 
Geſchlecht, das trotz beſter Überliejerungen harten Schickſalsprüfungen 
nich! mehr gewachſen war. Wobl haben die Balten mit der Waffe in 
der Hand dem aſiatiſchen Jerſtörungswillen des Bolschewismus Crotz 
geboten und wohl gelang es ihnen, mit ihren lettiſchen und eſtniſchen 
Heimatgenoſſen Schulter an Schulter das einbrechende kommuniſtiſehe 
Chaos abzuwehren: in der darauffolgenden Sriedenszeit jedoch fand der 
liberaliſtiſch-demokratiſche Seiſt, in deſſen Heichen die 
neuen Nandſtaaten ihr staatliches Leben errichtelen, auch in den Reihen 
des baltiſchen Volkstuns Eingang. Sollte jemals wieder eine wahr- 
baft baltiſche Volksgemeinſchaft aufgebaut werden, ſo kann das nur 
geſchehen. wern der eingedrungene volksfremde und volksperderbende 
Ungeift ausgetrieben und die Einheit im Namen einer neuen Sdee 
aufgerichfet wird, die mit der altbewährten, wahrhaft deutſchen 
Stammesüberlieferung in Einklang ſteht. So konnte es geſchehen, daß 
die Weltanſchauung der deutſchen Revolution bei 
dieſer einen auslandsdeutſchen Volksgruppe beſonders aufnahmeboreite 
Herzen und Sinne fand, und zwar bei allen, die in ihrem Herzen jung 
waren. ; vi 


die Wand gemalt hatte. 
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Die ſich nun anbahnende zukunftsfreudige Entwick- 
lung ſetzte ſich im eſtländiſchen Deulſchium erfolgreicher durch als in 
Lettland und ſtand hier Ende November 1933 am Siel, als der baltische 
Nationalſozialismus in der politiſchen Organijation des ejtländijchen 
Deutſchtums, der Doutſchbaltiſchen Partei, zur Führung gelangte. Es 
geſchah dieſes mit der freudigen Suſtimmung der über 
wiegenden Mehrheit aller Balten Eſtlands. Die Geſamtfüh⸗ 
rung des eſtländiſchen Deuiſchtums war damit in die Hand des ein- 
heimiſchen nationalfozialiſtiſchen Führers gelangt und die erſehnte 
baltiſche Bolksgemeinfcaft ſchien, für Eſtland wenigſtens, 
erſtritten zu ſein. Das lettländiſche Deutschtum, Jo hoffte man, würde 
in abſehbarer Seit dieſem Beifpiel folgen. Einer feindlichen Gegen⸗ 
wirkung ſeitens der eſtniſchen Heimatgenoſſen, in deren Händen die 
Staotsgewalt liegt, verſah man ſich nicht, da bei den Eſten gleichfalls 
eine Ernenerungsbewegsng enijianden war, die noch im Oktober bei 
einer Volksabſtimmung einen höchſt eindrucksvollen Sieg erfochten 
halte. Man hatte daher Grund zur Annahme, daß das eſtniſche Volk 
in ſeiner Mehrheit dem Erneuerungsgedanken auch bei den Deutſchen 
nicht mehr ſo ablehnend gegenüberſtehen würde wie bisher. Das größte 
deutſche Blatt Estlands, die „Nedalſche Zeitung“, der man in 
ihrer Vergangenheit eine Vorliebe für den daltiſchen Nationalſozia⸗ 
lismus zu ollerletzt nachſagen konnte, mußte zugeben, daß die bal- 
tiſche Einigung Catſache geworden ſei. In einem „Der 
Weg der Zukunft“ überſchriebenen Leitartikel verſichert das 
Blatt: Wir Deutſchen des Landes würden nunmehr im „Glauben an die 
Sukunſt“ und voller „Mut zum verantwortungsbewußten Handeln .... 
gemeinſam die erſten Schritte auf dem für uns alle gleichen 
Wege in die Zukunft gehen.“ Im Bewußtſein, das geſamte Deutſch⸗ 
tum des Landes hinter fi) zu haben, ſchickte ſich die neue Führung an, 
das Verhältnis zwiſchen Deuiſchen und Eſten im Sinne eines güt- 
lichen Suſammenwirkens der beiden Völker einer Neu- 
geſteltung zu unterziehen. Der nationalſozialiſtiſche „Aufſtieg“ 
ſchreibt dazu: Die beiden Stämme würden ſich „über ein Trümmerfeld 
von Vorurteilen und Mikverjtändniflen hinweg ... von Volle zu Volk 
die Hand reichen“ und wir Oeutſchen würden dann „Verſtändnis und 
Achtung finden für unfere deutliche Aufgabe im eſtuiſchen 
Sreiſtaat.“ 

In dieſen verheißungsbollen Anfang platzte die bemmungs- 
loſe, baßbetonte eſtniſche Hetze hinein, forderte und er⸗ 
wirkte den Sinſatz ſtaatlicher Machtmittel gegen die bal⸗ 
tiſche Erneuerung und jeiste ihr vorläufig ein Ziel. Man hatte bal- 
tijcherJeits die mäßigende Einwirkung der einen neuen Nationalismus 
versregenden eſtniſchen Freiheilskämpferbewegung auf den Chau- 
vinismus hetzeriſcher Preſſeleute und Partei- 
politiker unterſchätzt. Welch eine Verwirrung in das baltiſche 
Volkstum indeſſen durch die nun erfolgte amtliche Kennzeichnung des 
baltiſchen Nationalſozialismus als ſtaats feindlich hineingetragen 
wurde, mag folgender Vorgang beleuchten, ein Vorgang, der auch aus 
Gründen der völkiſchen Hiſziplin der ſonſt verdienten Ver⸗ 
geſſenheit entriſſen werden foll. 

Als die neue Führung noch mitten im Kampf gegen übermächtige 
Gewalten um die kaum errungene Stellung ſtand, harten 27 deutſch⸗ 
baltiſche Männer den traurigen Mut, ihrer Führung und damit 
ihrem Volkstum in den Rücken zu fallen. Sie veröffentlichten 
einen Aufruf in dem fie „ſchwer beunruhigt durch die a Lage“, 
die ſich durch die Einfegung der neuen Führung ergeben hatte, eine 
ſofortige Verſammlung der Nevaler Parteiorgauiſation beantragten 
zwecks „Stellungnahme zur Cätigkeit des Sentralvorſtandes der 
Doutſchbaltiſchen Partei“. Das hieß unter den obwaltenden Umſtänden 
nichts anderes, als der mit dem eſtländiſchen Deutſchtum im Ke be- 
findlichen Staatsgewalt beweisen zu wollen, daß es deutſche Kreife im 
Lande gibt, die bereit find, mit Gegnern der baltiſchen 
Volksgemeinſchaft gemeinſame Sache zu machen. Der 
Sweck, eine kleine deutſche Splittergruppe, die mit der Erneuerungs⸗ 
bewegung nicht übereinſtimmte, vor den verderblichen Folgen einer etwa 
zu befürchtenden allgemeinen ODeutſchenverfolgung zu bewahren, ift 
wenig geeignet, das hier angewandte Mittel zu entſchuldigen. ie 
27 änner des Dolchſtoßes vom 2. Dezember werden 
in der baltiſchen Geſchichte keine gute Figur machen. 

Die Lage des baltiſchen Deutſchtums ift in beiden baltiſchen Staaten 
um die Jahreswende keine beneidenswerte, da die Gefahr fortgeſetzter 
Bedrückungen noch nicht beſchworen iſt. Die Haupturſache dieſer un⸗ 
erfreulichen Erſcheinung it sicherlich in außenpolitifchen Vorgängen zu 
ſuchen. Hier liegt auch der Schlüffel zu der Catſache, daß die Oeutſchen⸗ 
verfolgungen gerade im vergangenen Jahre 1933 eingeſetzt haben. Die 
Völker der baltiſchen Nandſtaaten ſpüren die wiedererwachte 
Aktivität der deutſchen Oftpolitik und fürchten. 
für ihre ſtaatliche Selbftändigkeit und ihr völkiſches 
Eigendaſein, da fie, ihre Kenntniſſe über das neue Deutſchland ledige 
lich auf gegneriſche Quellen ſtützend, ſich über die Siele und 
Abfichten der neuen deutſchen Wendung nach 
Often gänzlich abwegige Vorſtellungen machen. So- 
wohl Letten als auch Eften find immer noch, trotz bündigſter Er- 
klärungen von maßgebender reichsdeutſcher Seite und trotzdem die 
Politik des Neiches dazu nicht den geringſten Anlaß gegeben hat, der 
feſten Überzeugung, der Nationalſozialismus in Deutſchland wäre nur 
eine goſchickte Tarnung des „reaktionären, machthungrigen und ge= 
walttätigen preußiſchen Junkertums und Militarismus“, wie ihn die 
Greuelpropaganda der Seindmächte des Weltkrieges als Serrbild an 
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Eine durch Lügengebilde etwas ungetrübtere Vorſtellung über das 
neue Oeutſchland haben nur die in beiden baltiſchen Staaten bei Letten 
und Eſten vorhandenen faſchiſtiſchen Bewegungen. Indeſſen 
jehen ſich dieſe Bewegungen einem immer mehr um ich greifenden 
Deutſchenhaß ihrer Volasgenoſſen gegenüber und ſuchen ſich daher 
ängylich gesen alles, was ven.jch iſt, abzugrenzen, um ihren Wiser⸗ 
jachern im Lager des eigenen Volkestums keine mwirkjamen Propa⸗ 
gandamittel gegen ſich in die Hande zu ſpielen. Die Deutſch⸗ 
dalten haben ihre geſchichtliche Aufgabe, zwiſchen ihrem deutschen 
Alutterlande und ihren leiifchen und eſtnijchen Heimatgenoſſen aus- 
lleichend zu wirken, auch in dieſer kritiſchen Zeit mic allen zur Ver- 
fügung ſtehenden Mitteln wahrgenommen. Ihre Bemühungen, üver 
das neue Veutſchland zutreffende Auffajfungen zu verbreiten und die 
Erzeugniſſe einer feindlichen Lügenhetze zu entlarven, ſind vorläufig 
gejcheitert, da die meiſten Leiten und Ejten ſich eines Beſſeren gar 
nicht belehren laſſen wollen. 

Der ODeutſchenhaß hat bei Letten und Eſten ſchon früher geſchwelt. 
Es lohnt, den Ur fachen dieſer geſchichtlichen Catſache nachzugehen, 
um dieſe unerwünſchte und einer jeden deulſchen Ojtpoli.ik hinbernd 
im Wege ſtehende Erſcheinung zu erslären un) zu einem fachlich ao⸗ 
wägenden und leidenſchafesloſen Urteil über ihre Entnehung und igre 
Wirkungen zu gelangen. Es iſt hierzu erforderlich, auf die Begrün⸗ 
dung der neuen nordoſteuropäiſchen Staatengebilde zurückzugreifen da 
in ver Entſtehungsgeſchichte die Keime zu allen ſpäteren Geſchehniſſen 
enthalten Jınd. 

Die Staatwerdung ſowohl Lettlands als auch Eſtlands fällt 
in die politiſch undurchuchtige Zeit des Zuſammenbruchs im Gefolge 
des Weltkrieges. Wenn wir junächſt Lettland geſondert be- 
trachten, fo finden wir um die Jahreswende 1918/19 an der Nord- 
oſtgrenze Deutſchlands ein neues Staatsweſen oder vielmehr nur die 
Regierung eines neuen Staates; denn das Staa.sgebiet war damals 
zum größten Teil in der Gewalt der Somjeiletten, die in der Landes- 
hauptſtadt Riga den lettiſchen Näteſtaat ausgerufen baten. Es 
ſtanden alſo zwei lettiſche Regierungen einander gegenüber. Die 
Letten belieben, das Gründungsdatum ihres Staates in den November 
des Jahres 1918 zu verlegen; in Wirklichkeit kann man jedoch erſt 
nach der Vertreibung der lettiſchen Bolſchewiken aus Kurland und 
Livland, die am 22. Mai 1919 in der Eroberung Nigas durch die 
Ciſerne Diviſion und die Baltiſche Landeswehr ihre 
Krönung fand, von einem lettiſchen Staate reden. Die Säuberung 
des Landes von den bolſchewiſtiſchen Horden erfolgte unter deut- 
ſcher Sührung und in der Hauprſache durch deutſche 
und baltiſche Truppen, keineswegs aber, wie die Letten das 
wahr haben wollen, durch eine let. iſche „ruhmreiche“ Armee, von der 
zur Seit der en ſcheidenden Kämpfe nur eine einzige Formation (das 
Bataillon Kalpa lh) beſtand. Lettiſcher hartnäckiger Geſchichts⸗ 
klit erung iſt es dank der Kenntnis- und Verſtanonisloſigkeit, die man 
weſtlich der Weichſel für die Nandſtaaten hat, nur zu gut gelungen, 
aller Welt weiszumachen, daß die Letten ſich aus ureigenfter Kraft 
und ohne nennenswerte auswärtige Unterſtüt ung zu einem ſtaatlichen 
Eigendaſein aufgeſchwungen haben. Die Wahrheit iſt, daß die Leiten 
nur das als herrenloſes Gut vom Boden aufge- 
leſen haben, was Nußland, Deutſchland und das 
deutſche Baltentum, durch Schickſals gewal en gezwungen, 
hatten liegen laſſen müſſenl Vußland hatte, durch 
deutſche Waffen zerſchlagen, feine Oftfeeprovinzen aufgeben müjlen; 
dank deutſcher Waffenhilfe nur gelang die Loslöſung dom Bolſche- 
wiemus, und vom Dal:entum übernohmen die neuen Gebieter des 
baltiſchen Landes alles, was fie jonſt noch zur Ausſtattung ihrer 
Staatlichkeit gebrauchen konnten: fämtliche Kulturwerte, angefangen 
vom „enteigneten“ deutſchen Großgrundbeſitz bis zu den vielen kirch⸗ 
lichen und profanen Bauwerken, die aus „Preſtigegründen“ den 
Deuiſchen nicht mehr gehören durften. So wechſel en nicht nur die 
Bauten der deutſchen Kaufmanns- und Handwerkergilden, der ritter- 
ſchaftlichen Landesverwaltung ihre Beſitzer, ſondern auch eine Neihe 
deutſcher Gotteshäufer. Dieſe Tuteignungswelle iſt auch heu e 
nicht zum Stillſtand gekommen. Es iſt noch gar nicht lange her, da 
ind wieder neue Enteignungspläne in der lettiſchen Öffentlichkeit er⸗ 
örtert worden. Sie betreffen diesmal das deutſche Georgenhofpital 
und den Beſitz des deutſchen Schützendereins in Riga. 

Sſtland bietet mit wenig Abweichungen dasſelbe Bild. Auch 
ser wäre es zu einer Eigenjtaatlichkeit nie gekommen, wenn nicht 

eutſche Truppen das Land im Jahre 1918 von den Trümmern 
der rufſiſchen Heere und von den Bolſchewiſten geſäubert hätten. Auch 
hier hat man un er der Maske einer „Agrarreform“ dem lond⸗ 
bebaueuden Deutſchtum durch Enteignung ſeines Beſitzes das Rück⸗ 
grat brechen wollen. Das geſchah während die Söhne der enteigneten 
Landbeſitzer in den Reihen des Baltenregiments in Waffen- 
brüderſchaft mit ihren eſtniſchen Heimatgenoſſen für die Verteidigung 
der Landes renzen gegen den eingedrungenen bolſchewiſtiſchen Cod⸗ 
feind ihr Blut vergoſſen. Der Hausbeſitz deutſcher Körperſchaf len 
und gemeinnütziger Einrichtungen ging faſt reſtlos durch Enteig- 
nung in eſtniſche Hände über. Der für das Ejtentum Jo überaus 
unrühmliche Raub der deutſchen Domkirche in Reval ift noch in aller 
Gedächtnis. 

Das lettiſche ſowohl als das eſtniſche Volk hat feine Selbftänig= 
keit auf die jetzt beide Jo ſtolz find, der tatkräftigen Hilfe der Deu ſchen 
mit zu verdanken. Man kann getroſt behaupten daß die baltiſchen 
Länder ohne dieſe deutſche Einwirkung heute rechtloſe Ceile 
der Sowjetdespotie fein würden. Wenn nun Letten und Eſten 


halb, weil ſie der Überzeugung ſind, daß der Deutſche der Erzfeind 
des Letten- und Eſtentums ſei und daß alles, was der Oeutſche tut, 
nur zum Schaden dieſer Völker ausſchlagen könne. 

Wie ſteht es damit? Um bei der Beantwortung diefer Frage als 
Deutſcher nicht gewiſſermaßen Zeuge und Richter zugleich zu ſein, fei 
hier eine Simme aus dem andern Lager erwähnt und zwar das Jeug⸗ 
nis eines lettiſchen Publiziften, der den Mut hat, über das Verhält⸗ 
nis zwiſchen Veutſchen und Letlen eine Anjicht zu verfechien, die den 
Deutſchenhaß Jeiner Landsleute gründlich desavouiert. Der Lette Jo- 
hann Kaul läßt 1933 in Niga eine kleine Schrift erſcheinen und 
nennt ſie „Sind die Deutſchen Seiude der Letten?“ Der Untertitel 
lautet: „Die Schickſalsfrage Letklands.“ Kauls Antwort heißt, daß 
in der Seſchichte kaum jemals ein Fall gefunden 
werden könnte, in dem die Deutſchen fich als Seinde 
der Letten erwieſen hätten. Er erinnert an die deutjch- 
lettiſche Waffenbrüderſchaft der Vergangenheit, als ju Beginn des 
16. Jahrhunderts Walter von Plettenberg mit deutſchen und lertiſchen 
Kriegern die Nloskowiterſcharen Iwans III, aus Livland vertrieb und 
an die jungſt gemeinſam durchgefochtenen Kämpfe gegen die Volſche⸗ 
wiſten. Noch weiter, ſagt Kaul, gehe die deutſch⸗lettiſche 
Schickſalverbundenheit. Sie betrifft eine Frage, die das 
lettiſche Volk mit Recht als ein ſchickſalſchweres, gefahrenbergendes 
Problem zu betrachten hat. Die Bevölkerung Leitlands iſt im Rück 
gang begriffen, der Heburtenunterſchuß beim deutſchen und 
beim lettiſchen Volksteil ift beträchtlich. Nur der katholiſche Coil Leit- 
lands, Lettgallen, hat eine ſtarke Vermehrung ſeiner 
Bevölkerung zu verzeichnen. Nun ſei dieſes Lettgallen (das frühere 
ruſſiſche Souvernement Wi ebſk) ſchon zur rufſiſchen Seit als ein 
Landesteil geradezu verſchrien geweſen, deſſen Bewohner ſich durch kul⸗ 
turellen und fit.lihen Tiefjtand auszeichnen. Dieſer minder⸗ 
wertige, aber ſich ſtark vermehrende Volksteil 
drohe nun auf Roften des zurückgehenden lettiſchen 
Stammpvolkes eine immer wachſende Rolle im lett⸗ 
ländiſchen Staat zu ſpielen. Lettland drohe zu „ver⸗ 
tſchangaliſieren“, wie der Cette ſelbſt die Zunahme des lettgalliſchen 
Einfluſſes bezeichnet, was gleichbedeutend mit einer immer ſtärker um 
ſich greifenden Verrohung der Sitten ſei und zum Code der lettiſchen 
Kul ur führen könne. Es ſei der Oſten, der bedrohlich näherrücke und 
mitten im Frieden ſich anſchicke, der abendländiſchen Geſittung eine 
Provinz zu entreißen. Dieſe tödliche Gefahr gelte aber 
Letten und Deutſchen gemeinſam. Nur in Anlehnung an 
ihre deutſchen Heimatgenoſſen könnten ſich die Letten dieſer Bedrohung 
erwehren. Das zwangsläufige Endergebnis einer 


Politik der Ausrottung des baltiſchen Deutſch⸗ 
tums ſei der Untergang des lettiſchen Volkes. Ju- 
dem die Letten die Deutjchen bekämpften, ſchadeten fie fich Jelbft. Das 


Gleichgewicht im Lande in ralſſiſcher Hinſicht aufrechtzuerhalten, ſei 
nur durch deutſche Zuwanderung und durch deu ſchen Kultureinfluß 
möglich. Was das lettiſche Volk wirklich brauche, ſo 
ſagt Kaul und wir können ihm darin nur recht geben, Jeien nicht 
franzöſiſche Nomane und Parfüms, Jondern wirk- 
liche Männer, die dem Andrang des Oftens ſtand⸗ 
balten könnten. Solche Männer könne dem letti⸗ 
ſchen Volk nur Deutſchland geben. Es bleibe daher nur 
ein einziger Weg offen, und zwar der Weg der Verſtändigung und An- 
näherung an Deutjchland_ und des Anſchluſſes an die nordiſch-ger- 
maniſche Kul ur. Soweit Johann Kaul. 

Es iſt aufschlußreich feſtzuſtellen, daß in Sſtland die gleiche 
Gefahr einer Unterwanderung durch völkiſfch und 
kulturell minderwertige Slemente nicht von der Hand 
zu weiſen if. Das Eftentum hat einen natürlichen Bevölkerungs- 
juwachs nicht mehr zu verzeichnen und hat ſich im Dorpater Srieden 
von 1920 an der Oſtgrenze ehemals ruflische Landſtriche angegliedert, 
deren fremdſtämmige und minderwertige Bevölkerung ſich außer- 
ordentlich ſtark vermehrt. 5 

Zu den beachtenswerten Ausführungen Kauls wäre hinzuzufügen, 
daß auch ſonſt noch durchſchlagende Gründe vorhanden ſind, die Leiten 
als auch Eſten empfehlen ſollten, mit dem Deuifchtum eine Verſtändi⸗ 
gung zu ſuchen. Der lettiſche und auch der eſtniſche Volksführer ſollte 
ſich ſagen, daß es ein Deutſchtum in baltiſchen Landen 
ſeit mehr als 709 Jahren gibt. Dieſes Deutſch um hat 
im Laufe feiner Geſchichte mancherlei Stürme und gefährliche Kriſen 
überdauert. Das Land ift in dieſer Seit wechſelnden Herren untertan 
geweſen. Die Oeutſchen ſelbſt haben das Land beherrſcht dann haben 
ſie andere Gewalthaber kommen und gehen ſehen, Polen, Dänen, 
Schweden, Nuſſen und Bolſchewilten, fie ſelbſt find jedoch ſtets der 
ruhende Pol in der Erſcheinungen Flucht geblieben. Sollte ſich einſt⸗ 
mals das Schickjal des Landes Jo wenden. daß Letten und Eten nicht 
mehr, wie heute, Herren darin find. jo können fie ſicher fein, daß es 
auch dann noch immer Deutſche in dieſem Lande geben wird. Daran 
wird keine Vernichtungspolitik jeweiliger Machthaber etwas ändern 
können. Und noch eines follten dieſe Völker ſich Jagen laſſen: was 
die baltiſchen Deutſchen Jo ſtark und ausdauernd macht in ihrem 
Widerſtand gegen alle Verfolgunden und Schickſalsſchläge, die ihnen 
im Verlauf ihrer Geſchichte nicht erſpart geblieben find, iſt das Be⸗ 
wußtſein, als Teil eines großen Bolkes eine geſchicht⸗ 

liche Sendung zu haben. Über diejer Sendung 
wacht heute wieder die geſamte deutſche Nation, 
und wer irgendwo in der Welt heute einer 
polksdeutfhen Gruppe mit Vernichtung droht, 


dieſe deutſche Hilfe nicht wahr haben wollen, Jo wohl nur . beißt auf Granit. Abs. 
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Danzig und Polen. 


In dem halbamtlichen Blatt der polniſchen Regierung, der „Gazeta 
Polſka“, fand ſich eine Neujahrsbetrachtung zur Entwicklung der 
Danzig-polniſchen Beziehungen im vergangenen Jahre, die Beachtung 
verdient, weil hier die uneingeſchränkte Sufriedenheit Polens mit dem 
Gange der Dinge zum Ausdruck kommt und das Verdienſt des Na- 
tionalſozialismus um die Sicherung und Sejtigung des Friedens in 
dieſem ehemals bejonders gefahrdrohenden Wetterwinkel der europäi- 
chen Politik ohne Vorbehalte anerkannt wird. Es heißt in dieſem 
Artikel u. a.: . 

„Danzig, das in den vergangenen Jahren Polen die Ausnutzung 
feines Zutritts zum Meere erſchwert hatte (2) und gleichzeitig eines 
der ernitlichften Hinderniſſe auf dem Wege zur Vormalſſierung der 
Beziehungen zwiſchen der polniſchen und deutſchen Nation geweſen 
war (7), indem es freiwillig die Rolle einer Vorhut des deutſchen 
Nevanchegeiſtes gegen Polen geſpielt hatte, hat unter der national- 
fonaliftiihen Leitung die Front geändert; es ſtellte Jich auf den Boden 
der beſtehenden und verpflichtenden Verträge und begann auf dieſer 
einzig realen Plattform eine neue Zukunft für ſich zu bauen. Der 
Danziger Abſchnitt des internationalen Lebens, 
der noch in der erften Hälfte des verfloffenen 
Jahres von Keimen ernsthafter Sukunftskonflikte 
erfüllt ſchien, ſtellt ſich daher heute auf dem Hinter- 
grunde der über dem weſtlichen Europa laſtenden Wolken als Oaſe 
der Nuhe und des Gleichgewichts dar.“ Die Urſache 
dieſer Erscheinung, heißt es dann, liege „im Weſen des National- 
ſozialismus, doch nicht jenes Nationalfozialismus, der in der Periode 
vor Hitlers Machtübernahme, die Grundſtützen des republikaniſchen 
Deutſchlands erfchütternd, im Verhältnis zu feinen politiſchen und 
nationalen Gegnern Eroberungstendenzen an den Tag legte, ſondern 
des ſtaatlichen Nationalſozjalismus, der ſich be- 
müht, feiner Außenpolitik ein friedliches Gepräge 
zu geben. Auf dem Gebiete der Sreien Stadt iſt der Vertreter 
dieſer zweiten Richtung, Dr. Rauſchning, der feine nationalen 
Beſtrebungen mit dem für die Freie Stadt verpflichtenden Rechts 
ftande zu vereinbaren weiß, und in dieſem Gebiete auf die leitenden 
Kreiſe feiner Partei, die nicht immer zur Mäßigung neigen, einwirkt“. 


Bedenken werden hinſichtlich der Danzig-polnifchen Beziehungen 
von der „Sazeta Polfka“ ſodann in zwei Punkten geäußert: Die 
Verfallung der Freien Stadt ſei zum „Terrain für gewiſſe Experimente“ 
gemacht worden, als deren Objekte das Blatt fonderbarerweiſe die 
in Danzig lebenden Polen betrachtet. Gemeint ſind mit dieſen „Ex= 
perimenten“ offenbar die Maßnahmen des Senates auf dem Gebiete 
des ſtändiſchen Aufbaues der Danziger Wirtſchaft und die möglichſ 
vollſtändige Zerſchlagung des alten, die innere Geſchloſſenheif des 
Danziger „Deutſchtums ſtörenden Parteienſuſtems. Wenn die „Gazeta 
Polſka“ ſich hier beunruhigt zeigt, Jo iſt es wohl nicht überflüflig, daran 
tu erinnern, daß der völlige Neubau des politiſchen und wirtſchaftlichen 
Lebens im nationalſozialiſtiſchen Sinne in Danzig, nicht anders als 
um Reiche einen notwendigen Beſtandteil der nationalſozialiſtiſchen 
Friedenspolitik bildet, mit der ſich das Blatt ſelber gänzlich einver- 
ſtanden erklärt. Bedenklich erscheint es der „Sazeta Polska“ weiter; 
zdaß die Danziger NSDAP. darauf abzuzielen ſcheint, den Einfluß 
des Völkerbundes auf den Gang des Danzig-polnifchen Zufammenlebens 
zu, vermindern“, Abſchließend ſtellt das polniſche Negierungsblatt dann 
jedoch noch einmal ausdrücklich feſt, „daß der deutſche Na- 
tionaljozialismus auf die Entwicklung des Danzig- 
polniſchen Lebens einen unerwartet günftigen Ein⸗ 
fluß ausgeübt hat. . . und daß in der neuen Aera der Danzig 
polniſchen Beziehungen .. die Vorbedingungen 0 einer für eine 
lange Seitſpanne berechneten Verſtändigung geſchaffen worden lind . 

„Kann man aljo feſtſtellen, daß Polen nach ſeinem eigenen Ein- 
geſtändnis allen Grund hat, mit der Entwicklung ſeiner Beziehungen 
zu Danzig während des letzten halben Jahres vollauf zufrieden zu ſein, 
To liegen die Dinge. was Danzig anlangt, noch wejentlich anders. Owar 
wird auch von Danziger Seite die Tatjache freudig begrüßt, daß es 
gelungen ift, mit Polen in direkte Verhandlungen zu kommen und dem 
gegenfeitigen Verhältnis ſeine gefährliche Schärfe zu nehmen. Auf 
eine praktiſche Auswirkung dieſer freundſchaft⸗ 
lichen Beziehungen auf dem für das Beſteben 
der dreien Stadt Jo wichtigen handelspolitiſchen 
Gebiete aber wartet Danzig bis heute ver- 
gebens. Im Oktober 1933 trat das Danzig-polnijche Hajen- 
abkommen in Kraft, von dem Danzig ſich mit Necht eine günſtige 
Wirkung auf die weitere Entwicklung feines Hafens verſprach, da in 
dieſem Abkommen ja nicht nur ein beilinmter Mindeſtgüter⸗ 
umſchlag für Danzig, ſondern auch eine gleichmäßige Verteilung des 
polniſchen Geſamtfſeeverkehrs auf die beiden Häfen Danzig und 
Gdingen garantiert worden war. Die tathächliche Entwicklung ent⸗ 
ſpricht dieſen Suſicherungen des Hafenabkommens noch nicht. Der 
Anteil Danzigs am ſeewärtigen Außenhandel 
Polens hat in den Monaten Oktober bis Dezember 1933, allo im 
1. Vierteljahr nach Inkrafttreten des Hafenabkommens, 47,5 v. H. be⸗ 
tragen. Danzigs Anteil an der ſeewärtigen Ausfuhr Polens betrug 
in diefer Zeit zwar 59,13 v. H., ſein Einfuhranteil jedoch nur 23,24 v. 9. 
Es muß abgewartet werden, ob die im Dezember gegenüber den beiden 
Vormonaten eingetretene Steigerung des Umſchlages von Dauer ſein 
wird. 


Auch in anderen Angelegenheiten, an deren Bereinigung Danzig 
viel ſiegt, wurde ſeit dem Beginn der Verſtändigungsaktion kein 
Sortſchritt erzielt. In der Frage der Danziger Ligen kon- 
tingente . B. iſt es bisher zu keiner Löſung gekommen; die Ein- 
fuhr von Waren Danziger Urſprungs wird nach wie vor von polnischer 
Seite behindert, während andererſeits Warſchau in dem notwenoigen 
Schutz der Danziger Landwirtschaft gegen die Schleuder konkurrenz 
polniſcher Waren eine „unzuläſſige Maßnahme“ des Danziger Senates 
erblickt. Wie erinnerlich, iſt die Neuregelung des Alarktverzehrs 
in Danzig (insbeſondere der Erlaß des Danziger Milchgeſetzes) von 
polniſcher Seite mit einer Verordnung über die Einführung ver Gren- 
kontrolle beim Import Danziger Lebensmittel und Gebrauchsgegen- 
ſtände nach Polen beantwortet worden. Es ift glücklicherweiſe gelungen, 
die hierdurch drohende Verſchärfung der Beziehungen zwiſchen der 
Freien Stadt und Polen zu vermeiden. In den Beſprechungen, die 
Senatsprälident Dr. Rauſchning. Mitte Dezember in Warſchau 
mit Alarſchall. Piljudjki und einigen anderen Mitgliedern der 
polniſchen Regierung gehabt hat, iſt erneut der grundfätlicye beider⸗ 
leitige Wille jur politiſchen Verſtändigung und zur wirtfchajtlichen 
Suſammenarbeit feſtgeſtellt und bekräjtig worden. ber — wie 
geſagt — die erhofften günftigen Rückwirkungen diefer Aktion auf 
die Danziger Wirtſchaft laſſen auf ſich warten. 


Wenn ſich die wirtſchaftliche Lage der Freien 
Stadt in den letzten Monaten gebeffert hat, wenn 3. B. die 
Arbeits loſenzahl erheblich herabgedrückt und ihr winterliches 
Wiederanfteigen in mäßigen Grenzen gehalten werden konn.e, Jo iſt 
das nicht darauf zurückzuführen, daß Polen etwa die Seſſeln, die es der 
Danziger Wirtschaft auferlegt hat, gelockert und der Danziger Pro- 
duktion größere Entwicklungsmöglichkeiten im polniſchen Hinter- 
lande eingeräumt hat. Sondern dieſer Erfolg geht ausſchließlich 
auf die inneren wirtſchaftlichen Aufbau maßnahmen 
der nationalſozialiſtiſchen Danziger Regierung 
zurück, die dabei teils dem Vorbilde der Reichsregierung folg, teils 
aber auf manchen Gebieten bahnbrechend und für das Reich bei⸗ 
ſpielgebend vorangeht. Für die großzügige Initiative, die die Dan⸗ 
ziger Nationalſozialiſten auf dem Gebiete des wirtschaftlichen Auf- 
baues entfalten, iſt ein beſonders in die Augen fallendes Beiſpiel die 
in Auftrag gegebene Zerletzeranlage für Wafjerftoff, 
die erſte Anlage in der Welt, die nach den Ideen und Erfindungen 
Dr. Lawaczeks dazu dient, den eleklriſchen Strom, der in den 
Seiten geringer Inanspruchnahme als Überſchußſtrom billigſt ju be⸗ 
ziehen ift, ſpeicherfähig zu machen. 


Die Kraft, die das Danziger Deutſchtum im Neubau feines wirt- 
ſchaftlichen Lebens beweiſt, berechtigt trotz der jögernden Haltung 
Polens in der praktiſchen Durchführung feines häufig betonten Ver- 
ſtändigungswillens zu der Hoffnung. daß Danzig im begonnenen Jahre 
einer beſſeren Zukunft entgegengehen wird. Das Wichtigſte iſt er⸗ 
reicht: die Gefahr eines offenen Konfliktes mit Polen iſt gebannt. 
Mit den parteipolitiſchen Quertreibern roter und ſchwarzer Särbung 
wird der nationalſozialiſtiſche Senat ſchon fertig zu werden verstehen. 
Und das Deutſchtum in Danzig iſt unter nationalſozialiſtiſcher Führung 
wohl auch ſtark genug, um die Konſolidierung des Polentums inner- 
halb des Sreiſtaates in Kauf nehmen zu können, die im Sufammen- 
ſchluß der bisher feindlichen polniſchen Lager im „Verbande der 
Polen“ ſeinen ſichtbaren Ausdruck gefunden hat. 


* 


Der Danziger VBölkerbundskommiſſar hat in zwei Streitfragen, die 
ſich auf die polnischen Sollinſpektoren in Danzig beziehen, Entſchei⸗ 
dungen gefällt. In der einen Frage hatte die polnische Regierung 
eine dahingehende Entſcheidung beantragt, daß die polniſchen 
Zollinſpektoren nicht der Gerichtsbarkeit der 
Danziger Gerichte unterſtehen, ſoweit es fich 
um Vorgänge handelt, die zur Ausübung der 
Amtstätigkeit der Zollinfpektoren gehören. Der 
Völkerbundskommiſſar hat in feiner Entſcheidung dem polniſchen An- 
trage Nechnung getragen, jedoch ausdrücklich hinzugefügt, daß in 
allen anderen Fällen die polniſchen Jollinſpek⸗ 
toren der Danziger Gerichtsbarkeit unterſtehen. 


Im zweiten Falle handelt es ſich um einen Antrag der Damiaer 
Regierung, die ſich dagegen wandte, daß die polniſche Regierung unter 
Verletzung einer rechtskräftigen Entſcheidung des Völberbundskom⸗ 
wijjars vom 23. Mai 1933 polnische Sollinſpektoren und andere 
Perſonen, die nicht ausſchließlich mit diplomatiſchen Geſchäften betraut 
ſind, auf die Liſte des Perjonals der diplomatiſchen Vertretung Polens 
in Danzig geſetzt hatte. Die Danziger Regierung hatte den Völker 
bundskommijfar gebeten, zu entſcheiden, daß derartige Perſonen mit 
Ausnahme des Leiters des polniſchen Poſt⸗ und Celegraphendienſtes 
in Danzig und des oberſten polniſchen Sollinſpektors in Danzig durch 
die Aufnahme in die Liſte des Perſonals der diplomatiſchen Ber- 
tretung keine diplomatiſchen Rechte erwerben. Der Völkerbunds⸗ 
kommifſar hat dem Danziger Antrage durch die Entſcheidung ent- 
ſprochen, daß die polniſchen Sollinſpektoren mit 
Ausnahme des oberſten Inſpektors nicht auf die 
Liſte des Perjonals mit diplomatiſchem Cha- 
zakter gejett werden dürfen. 
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Gſterreichiſche Geſchichte iſt deufihe Geſchichte! 


Von den öſterreichiſchen Rundfunkſendern konnte man im letzten 
Jahre mehrfach des Abends Vorträge über Sſterreich in fran= 
15 ſiſcher Sprache hören, die dem aufmerkſamen volksdeutjchen 
Hörer eine Fülle des öntereſſanten boten. Wenn auch nicht des 
Erfreulichen! Denn was man hier hörte, das gehörte zu den aus- 
gefeilten Kabinettſtücken franzöſifcher auswärtiger Kulturpolitik. Da 
bielt 3. B. eine Franzoſin einen Vortrag über öſterreichiſche Kultur, 
der mit ſchillernden Farben den ſo wenig reiſeluſtigen Franzoſen Serien- 
reiſen nach Öjterreich nachdrücklichſt empfahl. In dieſem Vortrag 
geſchah es, daß die franzöſiſche Sprecherin die Völker aufzählte, 
die an der Donau ſiedeln: .. . les Allemands, les Autrichiens, les 
Hongrois uſw. Die Deutſchen, die Öfterreicher, die Ungarn 
Deutſche und Öfterreicher werden hier als zwei verſchiedene Völker 
behandelt. Geſchickt gleitet die elegante franzöſiſche Rede darüber 
hinweg, daß „Ölterreicher“ nur eine Bezeichnung der Staatsbürger⸗ 
ſchaft, eine Bezeichnung für die Zugehörigkeit zu einem beſtimmten 
Siedlungsraum iſt, während der Vegriff „Deutſche“ die ganze deutſche 
Kulturgemeinſchaft, alſo auch die österreicher, mit umfaßt. In dieſen 
zwei Worten „les Allemands, les Autrichiens“ liegt das ganze Wunſch⸗ 
bild der Gegner unſeres Volkes begründet. . f 

Wenn man für Gefahren, die dem Deutjehtum im öſterreichiſchen 
Raum drohen, das Wort „Verſchweizerung“ geprägt hat, Jo 
könnte man dieſes letzte Wunſchbild der Gegner als „Berbollän- 
derung“ bezeichnen. Der Gedankengang der Gegenjpieler unferes 
Volkes iſt etwa der: Am 11. November 1918 erklärte das Staats- 
grundgeſetz Deutſchöſterreich als einen Beſtandteil des Deut- 
ſchen Reiches. Gemäß dem Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker wäre 
damit rechtlich der Zuſammenſchluß des deutſchen Volksbodens der 
zuſammengebrochenen Donaumonarchie mit dem Reich vollzogen ge- 
weſen. In den Jahren nach dem Krieg wurde das Verbot des Ju- 
fammenfchluffes zu beiden Seiten der Grenze als unerträglicher Druck 
empfunden, gegen den ſich in mehreren Abſtimmungen die öſterreichiſche 
Bevölkerung verzweifelt auflehnte. Wenige Jahre ſpäter wurde in 
Ölterreih das Wort „Iwei Staaten und ein Volk“ ge- 
prägt. Dieſe zweifellos weniger in der Volksjtimmung als in den 
harten Notwendigkeiten europäifcher Politik begründete Entwicklung 
mag nun im Ausland die Auffaſſung hervorgerufen haben, man könne 
Öfterreih immer mehr vom Reich und vom Volk abtriften, etwa 
über die Entwicklungsſtufen: „Zwei grundverſchiedene Staaten und 
noch ein Volk“ bis zum Abſchluß der Tragödie, die ihren Ausdruck 
in der Theſe „Zwei Staaten und zwei Völker“ finden würde. 

In ſchweren und bitteren Erfahrungen unferer Ge- 
schichte erkennen wir die Gefahren, die darin liegen, 
daß Teile ein und desſelben Volkes fich jo fehr 
auseinanderentwickeln, daß immer mehr Merk- 
male des völkiſchen Gemeinſchaftslebens weſen⸗ 
los werden, bis die Sonder-Entwicklung zur neuen Volkwerdung 
des abgefprengten Teiles führt. Die Schweiz; iſt Beiſpiel dafür, 
wie ſich in ſtaatlich vom völkiſchen Staatsverband losgetrennten Landes- 
teilen eine eigene, ſtarke Staatsauffaſſung herausbildet, die die ftärkften 
Entwicklungsunterſchiede mit ſich bringt. Noch deutlicher wird die 
Gefahr aus dem Beiſpiel der Niederlande, wo aus mannig⸗ 
faltigen Gründen ſogar das Band der gemeinſamen Sprache zerriß. 
Die zur ſelbſtändigen Sprache weiterentwickelte Mundart vollendete 
den Prozeß der Volkwerdung des Teiles und damit den Vorgang 
der Abſplitterung vom Geſamtvolk. Ein großer Unterſchied — und 
darin liegt für uns die Hoffnung, daß der Weg Ölterreichs weder 
die Verſchweizerung noch die Verholländerung iſt — beſteht allerdings 
in der unterſchiedlichen Einftellung der Vergangenheit und der Gegen- 
wart zum Volksbegriff. Im Zeitalter der Aufklärung verherrlichten 
Soethe und Schiller, beides vollendete Deutſche, den Aufſtand der 
Schwei; und den Abfall der Niederlande in ihren Werken. Das 
menſchlich Bewegende des Einzelſchickſals hatte den Vorrang vor 
den Lebensnotwendigkeiten der noch nicht zum Selbſtbewußtſein er- 
wachten Geſamtnation. Die erwachte Nation unſerer 
Tage aber, erwacht ohne Bindung durch ſtaatliche Grenzen, ge- 
trieben von dem Gemeinſchaftserlebnis der Ge- 
Ichichte, der Gemeinſchaft von Blut und Boden, 
Geiſt und Schickſal, richtet das Handeln des einzelnen nach 
dem Nutzen, den es der Gemeinſchaft bringt. Dieſes neue Denken, 
das zum Ganzen ſtrebt, nimmt den Bewegungen der Zerjplitterung 
die ethiſche Rechtfertigung, die ihnen zum Beginn der Neuzeit der 
Verfall der mittelalterlichen Ganzheits-Auffaſſung gegeben hatte. Der 
geiſtige Zug der Seit ſteht gegen die Abjplitterung, und deshalb wird 
fie nicht ſein! Unter der einen Vorausſetzung: Daß wir wachſam find, 
ve 1 den Urſachen der Gefahren nachſpüren und die Urſachen be= 

ämpfen. 

Eine der ſchwerſten Gefahren iſt das Fehlen einer ge- 
ſlamtdeutſchen Geſchichtsauffaſſung. Ein Volk, das ju 
keiner einheitlichen Wertauffaſſung über feine Vergangenheit gelaugt, 
kann naturgemäß auch nicht einheitlich über die daraus hervorge- 
wachſene Gegenwart und über ſeine zukünftigen Ziele denken. Ein 
Bekenntnis des ganzen Volkes zu feiner Vergangenheit iſt eine außer- 
ordentliche Kraftquelle für die Zukunft. 

Sajt allen Völkern Europas außer dem deutſchen iſt der glückhafte 
Beſitz eines gemeinſamen Geſchichtsbildes eigen, das ihrem politiſchen 
Handeln auch in der Gegenwart eine innere Sicherheit verleiht und 
Ich nach außen in einem übernationalen Sendungsbewußtſein äußert, 


In beſchränktem Maße finden wir diefe einheitliche Geſchichtsauffaſſung 
bei den ſüdſlawiſchen Völkern, ſtärker bei den Polen, gan; ausgeprägt 
bei den Maggaren in der Idee der Stefanskrone. Die Franjoſen 
denken faſt alle gleich über ihre Geſchichte, — mag es die der Könige, 
der franzöſiſchen Revolution, die ihres großen Kaiſers oder die der 
Republik ſein. Die ungewöhnliche Kraft der franzöſiſchen Kultur- 
propaganda wurzelt in den Gedanken der franzöſiſchen Revolution. 
Die Franzoſen fühlen ſich als die auserwählten Träger der Menſch⸗ 
beitszivilifation, und die Auslandswerbung für die Ideen der fran⸗ 
zöſiſchen Revolution erſcheint ihnen als eine Hebung der Weltkultur. 
In ähnlicher Weile ift der Engländer davon überzeugt, daß man 
die Welt am leichteſten dadurch beſſer machen könne, daß man jie 
engliſch macht. Aus dem rulſiſchen Naum tritt das rote Neich der 
Sowjets mit dem Anſpruch auf Weltherrschaft hervor und übernimmt 
in erweiterter und umgeſtalteter Sorm die alten Triebkräfte des 
Panjlamwismus. Überall finden wir als Grundlage ſtarker Kraft⸗ 
dußerungen oder Geltungsanjprüche nach außen ein einheilliches Ge- 
Ichichtsbild, ein einheitliches Urteil über die eigene völkiſche Ver⸗ 
gangenheit. 

Und wir Deutſche? Vierhundert Jahre nach dem Vationalunglück 
des Dreißigjährigen Krieges feiern wir „Hie Lilly — Hie Guſtav 
Adolf“. Bierhundert Jahre nach dem Einzug des Schwedenkönigs 
Suftav Adolf führen Deutſche einen von mehr als wiſſenſchaftlichem 
Intereſſe erhitzten Sederkrieg darüber, ob Guſtav Adolf zu Pferde 
oder zu Fuß in den Münchener Dom gelangt iſt. Kurzum — je nach 
dem regionalen oder weltanſchaulichen Standpunkt, von dem aus der 
einzelne Deutjche den ſich ſtets gleichbleibenden monumentalen Bau 
der deutſchen Geſchichte betrachtet, bietet ſich ein ganz anderes Bild. 
Wir brauchen nur ein und dasſelbe hiſtoriſche 
Ereignis in einem Schulbuch in Berlin, Köln, 
München und Wien nachzuleſen und werden, zum 
mindeſten von der Slaubensſpaltung an, in jedem 
dieſer Bücher entweder offen oder in der Ten- 
den; der Darſtellung ein verſchiedenes Wert- 
urteil finden. Denn von dem Augenblick an, da die frühmittel⸗ 
alterliche geſamtdeutſche Politik in Zerjplitterung auseinanderjiel und 
die ſchwerſten innerdeutſchen Auseinanderſetzungen ausbrachen, hatte 
die Bewertung geſchichtlicher Vorgänge unter dem Geſichtspunkt des 
Nutzens für die Heſamtnation nur noch ſozuſagen im luftleeren Naum 
als Spielerei ganz unabhängiger Denker Platz. Im allgemeinen 
wurden von den territorialen Geſchichtsſchreibern die gegenſeitigen 
deutſchen Auseinanderſetzungen nicht als Nationalunglück verworfen, 
fondern unter dem Geſichtspunkt des Vorteils der einzelnen Cerri⸗ 
torialmächte anerkannt oder abgelehnt. So mußte eine deut- 
Ihe Seſchichtsſchreibung entſtehen, die die Her⸗ 
ausbildung einer geſamtdeutſchen Geſchichtsauf⸗ 
ah lehne verhinderte und uns insbeſondere die beiden ge⸗ 
ährlichſten Ausprägungen verengter Geſchichtsbilder befcherie: die 
preußiſch-deutſche, proteſtantiſch betonte, Kkleindeutſche Geſchichts⸗ 
auffaſfung und die öſterreichiſch-ſtaatliche, habs burgiſche, ka⸗ 
tholiſch betonte Geſchichtsauffaſſung. Der Krieg zwiſchen dem großen 
Preußenkönig und Maria Therefia wird gewiſſermaßen 
geiſtig noch heute weitergekämpft in zwei verſchiedenen Bildern deut 
ſcher Vergangenheit. Dennoch wagen wir zu behaupten, daß es ein 
Erfolg für geſamtdeutſches Denken werden müßte, wenn man unter 
einer geſamtdeutſchen Wertordnung in Berlin eine Maria-Therefia« 
Ausſtellung und in Wien eine Stiedrich-der-Große-Ausftellung ver⸗ 
anſtalten würde. Denn dann würde ſich zeigen, daß beide Gegner 
Werthaftes für das Deutſchtum geſchaffen haben. 
Ob nun Sriedrich der Große Weichjel- und Netze-Niederung koloni⸗ 
ſierte oder ob Maria Therefia die nach dem Nückfluten der Türken 
entvölkerten Donauländer mit deutſchen Siedlern erſchloß — es ſind 
beides Teile ein und desfelben großen Werkes 
der deutſchen Oftkolonijation. Unſerem ganzen deutlichen 
Volk diesfeits und ſenſeits der Neichsgrenzen den gemeinſamen Blick 
vom gleichen Standort aus auf die deutſche Geſchichte frei zu machen, 
iſt vordringliche Aufgabel 

So müſſen wir es lernen, Neſſentiments, Prefiige- 
und Hausmachtpolitik aus unſerm Geſchichts⸗ 
denken ju beſeitigen und das große Semeinfame zu ſehen, das 
insbejondere abgeriſſene Fäden zum füdoſtdeutſchen Volksboden neu 
knüpfen muß. Denn hier hatte ſich ſeit dem Zuſammenbruch des 
Deutichen Bundes und dem Sernbleiben Öfterreichs aus dem klein⸗ 
deutſchen Reich von 1871 ebenfo wie im Deutſchen Neiche ſelbſt, eine 
geſchichtliche Wende vollzogen, die das Deutſchtum Öfter- 
reichs und das des Reiches gewifſermaßen mit dem 
Nücken aneinanderſtellte. Während das junge Neidy ſich 
überſeeiſchen weltpolitiſchen Aufgaben zuwandte, führte Oſterreich in 
abgeſchwächten Sormen das große Werk der Oſtkoloniſation weiter. 
Dadurch aber, daß das Deutſchtum Sſterreichs — etwa 12 Millionen 
Menjchen — dieſe Politik nicht mehr als Teil einer bewußten ar» 
ſamtdeutſchen Willensgemeinſchaft betrieb, ſondern nur als eine, wenn 
auch geiſtig führende, Minderheit innerhalb eines vielvölkiſchen Groß- 
ſtaates, konnte die allmähliche Fortentwicklung der Donaumonarchie 
von deutſchen Staatsgedanken nicht ausbleiben. Mit der eigenen, 
vom Reiche unabhängigen und von befonderen Geſetzen abhängigen 
ſtaatlichen Exijtenz trieb die öſterreichiſch-etatiſtiſche Auffaſſung von 
1 genheit und Sendung immer mehr von der im Reiche herr⸗ 


Wissens unsere 


ſchenden Geſchichtsauffaſſung ab, die den Südoften auch nicht berück⸗ 
5 ja lache geilngſch ee beurteilte. Die öfterreichifche Ge⸗ 
ſchichtsauffaſſung war verſtändlich vor dem Sulammenbruch der Donau- 
monarchie, da die Weiträumigkeit dieſes Großſtaates dem öſter⸗ 
reichiſchen Deutſchtum ſtändig neue Aufgaben ſtellte. Sie war ver- 
ſtändlich in der Seit des Liberalismus, der in einer Überſpitzung des 
nurſtaatlichen Denkens das Volk als treibende Kraft in der Geſchichte 
vernachläffigte und der Serfplitterung auf allen Lebensgebieten Vor- 
ſchub leiſtete. 


tändlich aber iſt dieſe öſterreichiſch⸗eta⸗ 
tiniſche ech eauffallung in einer Seit, in der 
von dem großen Donaureich nur ein Coro — ein 


Land mit 6 Millionen Einwohnern, von denen 2 Millionen in der 
Hauptſtadt wohnen — übrig geblieben ift. Unverſtändlich wäre 
es, wenn jemand glauben wollte, auf dieſer nurſtaatlichen Auffaſſung 
eine neue Donaupolitik aufbauen zu können, zu einer Seit, da die 
Völker erwacht find. Nicht einmal ein „politiſches Slück 
im Winkel“, das ſich genügſam mit der Weiter⸗ 
führung der dürftigſten Exiſtenf begnügte, läßt 
lich auf der Ideologie des „öſterreichiſchen Men- 
[chen, der angeblich vom reichsdeutſchen fo ver- 
Ichieden ſein foll, aufbauen. Denn einmal bedeutet jedes 
Sernſtehen von der geſamtdeutſchen Volksgemeinſchaft für die Deut⸗ 
ſchen Öfterreihs einen geiſtig- kulturellen und materi⸗ 
ellen Schaden. Dann aber befindet ſich Öjterreich raumpolitiſch 
in einer Jo gefährlichen Spannungszone, daß es mit dem Vertrauen 
auf die ewige Neutralität nach dem Muſter der Schweiz bittere Ent⸗ 
täuſchungen erleben würde. Die Schweiz liegt in einem Naum, der 
kaum mehr als umkämpft gelten kann. Sſterreich aber in einem 
Raum der Entſcheidung, in dem es Partei ergreifen muß, 
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ob es will oder nicht. Jede andere Parteinahme aber als die für das 
geſamte Deutſchtum müßte für das Reich wie für Öjterreich gleich 
verhängnisvoll ſein. 


Die Parteinahme im Sinne der Einheit des Deutſchtums wird in 
Ölterreich erfolgen. Denn es gibt allerdings einen Typus des ölter- 
reichiſchen Menſchen. Einen ganz anderen allerdings als den, den 
manche Großſiegelbewahrer einer vergangenen Seit gegen den deut- 
ſchen Menſchen ausſpielen zu können glauben: Den öſterreichi⸗ 
ſchen Menſchen, der die bejondere deutſche Sen- 
dung Sſterreichs erkennt, die ſüdöſtliche Baſtion 
des deutſchen Volksbodens zu wahren; der die alte 
Kulturarbeit im Südoſten als geſamtdeutſche Auf- 
gabe im Donauraum ansieht; der in der Vergangenheit das 
Deutſche ſchlechthin ſieht, um die große Linie der völkiſchen Ge⸗ 
ſchichte in die Zukunft fortzuführen. Solche öſterreichiſche Menſchen 
gab es in Öfterreich früher als man im Reich begann, ſich der geſamt⸗ 
deutſchen Geſchichtsauffaſſung zu nähern. Solche „öſterreichiſche Men⸗ 
ſchen“ müffen alle Deutſchen im Staate Öjterreih wie im Reiche Jein. 
Die Einigung der Nation in der Gegenwart aber 
wird zugleich die Einigung über die Auffalfung der 
deutſchen Seſchichte und über die deutſche Sen- 
dung in der Zukunft bringen. „Les Allemands... les 
Autrichiens . . . 3, „die Deutſchen ... die Öfterreicher ... zergliedernde 
Worte dieſer Art werden vielleicht zwar noch einige Geit geduldige 
Aundfunkapparate finden, die fie empfangen. Aufnahmebereike 
Herzen aber finden fie nicht mehr. Denn die deutſchen Herzen tragen 
heute in aller Welt die volksdeutſche Unruhe in ſich, die nicht jur 
Nuhe kommen wird, ehe nicht das Ziel des Gleichklangs der ganzen 


Nation erreicht it. Dr. Kurt Trampler, München. 


Gſtland⸗Woche. 


Der Zerjall der Chriſtlich⸗Demokratiſchen Partei. 


Die Chriſtlich-demokratiſche Partei Korfantys, 
die vor allem in Oſtoberſchleſien ſtark vertreten ift, iſt in der Auf⸗ 
löſung begriffen. Das ftille, zäbe Ringen zwischen Srazun] ki und 
Korfantuy ſcheint jetzt endlich mit einem Siege des Wojewoden über 
den alten Nebellenführer zu enden. Bezeichnend für die innere Schwäche 
der Chriſtlich- Demokraten war ihre Haltung in der Frage der 
oſtoberſchleſiſchen Hemeindewahlen: die Partei, die 
Jahre hindurch eine energische Verſechterin der oberſchleſiſchen Selbſt— 
verwallung und eine erbitterte Segnerin der Warſchauer Zentrale ge- 
weſen war, fügte ſich hier nach einigem Widerſtreben dem Antrage der 
Regierungspartei auf Vertagung der Kommunalwahlen um zwei Jahre. 

Einige bgeordnete der Korfantu- Partei im 
Schleſiſchen Sejm haben aus der offenfichtlihen Machtloſigkeit ihrer 
Partei die Konfequenzen gezogen: Sie find zur Negierungs⸗ 
partei übergetreten. Su ihnen gehört auch der bisherige 
Leiter der „Polonia“-Druckerel, des Kattowitzer Korfantu⸗Vlattes, 
der jetzt die kaufmänniſche Leitung der „Polska Sachodnia“, des 
Blattes des Woſewoden Grazunfki, übernommen hat, Im War- 
Ichauer, Lodzer und Krakauer Gebiet iſt die Partei gleichfalls durch 
Abfplitterungen erheblich geſchwächt. Auch bei den GSemeindewahlen in 
Poſen und Pommerellen, wo ſie ohnehin niemals beſonders ſtark ge⸗ 
ivefen iſt, hat ſich die ganze Schwäche der Partei offenbart. 

Am 14. Jauuar findet in Königshütte die Jahrestagung der 
Shriſtlichen Demokraten ſtatt; hier will Korfanty mit den 
Abtrünnigen und Gegnern im eigenen Lager abrechnen. 


Die Reichsdeutſchen in Litauen. 


Die den deutſchen Staatsangehörigen 
beitsbewilligungen Halten Nat alle im Januar ab. Wenn auch 
der Aufenthalt als ſolcher zum Teil noch für drei Monate bewilligt 
ſein dürfte, Jo wird durch die Entziehung der Arbeitsmöglichkeiten bei 
vielen wohl kaum ein weiterer Aufenthalt in Frage kommen. „Aan 
rechnet, daß hiervon ungefähr 3000 Perfonen, Männer 
Srauen und Kinder, betroffen werden und daß etwa 900 reich s- 
deutſche Arbeitnehmer keine Arbeitsbewilligung 
mehr erhalten werden 


Kein deutjcher Kaſſenarzt in drei Kreiſen. 
Nachdem zwei deutfihen Arzten die Kaffenpraxis bereits am 1. No⸗ 
vember des vorigen Jahres entzogen worden war, ilt nunmehr auch 


in Litauen erteilten Ar- 


dem letzten deutſchen Arzt in Hohenjalza die 
Ralfenpraxis, die er ſeit 17 Jahren ausübte, mit Jahres- 
beginn genommen worden, ſo daß in den Kreifen Hohen- 


Jalza, Mogilno und Strelno kein deutſcher Arzt 
als Kaſſenarzt mehr tätig iſt. 


Polniſcher Agitator verurteilt. 


Im Schnellverfahren wurde vom Schöffengericht Lauenburg der 
Geſchäftsführer des polniſchen Schulvereins für Oſtpommern. Lehrer 
Edmund v. Styp-NRekomfki (Bütow) wegen Beleidigung zu 
fünf Monaten Gefängnis verurteilt. Er hatte in einem 
Bütower Lokal ſchwere Beleidigungen gegen die SA. und SS. aus- 
geſtoßen. Vor Gericht beſtritt er, dieſe Außerungen gelan zu haben. 
Durch die Ausfagen von ſechs Zeugen wurde der Polen-Agitator aber 
überführt. 


Erfter Wahlerfolg der NS PR. 


Bei den Betriebsratswahlen auf der „Maxgrube* in 
Michalkowitz haben die polniſchen Nationalfozialiften 
erſtmalig ein Mandat erobern können. Auf die Liſte der polnifchen 
Nationalfozialiften fielen 150 Stimmen. Dieſer erſte Wahlerfolg der 

SPR. hat überall größtes Aufſehen hervorgerufen. 


Deutſche Ortsnamen in Eſtland verboten. 


Die eſtniſche Poſtverwaltung hat eine Verfügung erlajjen, laut 
welcher der Gebrauch der deutſchen Orts- und Straßen 
bezeichnungen in Eſtland im Poſtverkehr in Su- 
kunft verboten iſt. Auch die doppelſprachige Anwendung der 
Ortsnamen iſt verboten. Allein zuläffig find die eſtniſchen Orts- 
bezeichnungen. Poftjendungen, die dieſen Vorſchriften 
nicht entſprechen, werden von der Beförderung 
ausgeſchloſſen. Diefe Beſtimmung tritt im inner=eftländifchen 
Verkehr ab 15. Januar 1934, im internationalen Verkehr ab 15. $e- 
bruar 1934 in Kraft. Die „Nevalſche Zeitung“ macht mit Recht 
darauf aufmerkſam, daß dieſe chauviniſtiſche neue Beſtimmung dazu 
angetan iſt, Verwirrung auszulöſen. Die deutſchen Bezeich- 
nungen waren zum Teil im internationalen Ver- 
kehr völlig eingebürgert. Das galt nicht nur für Deutjch- 
land, ſondern auch für Frankreich, die Jkandinaviſchen Staaten und 
England, wo 3. B. der Name Neval allgemein bekannt iſt, während 
die eſtniſche Bezeichnung Tallinn bisher nur wenig gebräuchlich ift. 
Daß es ſich hier nicht um eine poſtaliſche, ſondern um eine politiſche 
Aaßnahme handelt, geht ferner aus der Catſache hervor, daß auch 
doppelſprachige Anſchriften verboten ſind. 


ASKOB jiedelt im Offen. 


Auf der erſten Neichstagung der Nationalſozialiſtiſchen Kriegs- 
opferverſorgung hielt der Reichsführer der NSK O., pg. Ober- 
lindober, eine programmatiſche Rede über die Aufgaben der 
Kriegsopferverſorgung. Er teilte dabei u. a. folgendes mit: „Wir 
haben in dieſem Jahre allein in einer preußiſchen Provinz rund 
19000 Morgen Land zum Teil geſchenkt bekommen, zum Ceil zu einem 
Preis erworben, den man als geſchenkt bezeichnen muß, und in 
dieſem Landſtreifen an der deutſchen Oſtgrenze wird 
nun im kommenden Frühjahr und Sommer eine Kette von 
Soldatenſiedlungen entſtehen. Auf dem Boden, der das 
Blut der deutſchen Soldaten getrunken hat, Jollen nun deutſche 
Soldaten den Pflug führen. 5 — 

Sie ſollen aber nicht der Meinung jein, es müſſe nun jeder 
ſiedeln; einer, der ſeit fünf Generationen im Handwerk und Gewerbe 
war, wird ſich als Bauer nicht ſiedeln laſſen, ſiedeln laſſen wird ſich 
der, der in der erſten Generation in der Stadt iſt und in der Tiefe 
feiner Seele noch die Sehnfucht trägt, Wurzel zu ſchlagen im deutſchen 
Heimatboden. Den ziehen Sie heraus und dabei laſſen Sie nun Ihre 
Beziehungen spielen zu den Stellen, die Grund und Boden zu ver- 
teilen haben. Aber ich darf Sie auf etwas aufmerkſam machen. Die- 
jenigen, die wir zum Siedeln anjeten, find in ihrer Geſundheit ſchon 
jo geſchädigt, daß nur der beſte und am leichteſten zu bearbeitende 
Ackerboden für ſie in Froge kommt. Sagen Sie das bei jeder Ge⸗ 
legenheit: Der beſte Boden Deutſchlands iſt gut genug, um die 
Soldaten, die Deutſchland verteidgt haben, anzuſiedeln. 
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„Vorſchläge zur Löſung der Minderheitenfrage in Polen“, 


Albert Kor fauty hat in ſeiner „Polonia“ am 24. Dezember 1933 
einige „Vorschläge zur Löſung der Minderheitenfrage in Polen“ ge- 
macht. Er geht in ſeinem Artikel von der allgemein bekannten Cat— 
lache aus, daß es in Oftoberjehlejien eine breite Schicht von Menfchen 
gibt, die ſich nach ihrer nationalen Geſinnung weder auf der deutſchen 
noch auf der polnischen Seile eindeutig und feſt einordnen laſſen. Das 
Vorhandensein diefer, noch gleichſam zwiſchen den Nationen ſtehenden 
Menſchen hat den polniſchen Politikern schon viel Kopfzerbrechen be- 
reitet. Von polniſcher Seite werden fie als Menfchen „polniſcher“ 
Sprache und „polnischer“ Abſtammung ſchlechtweg als „Polen“ in An- 
Jpruch genommen; das Becht, ſich zu einem andern als zum polniſchen 
Volkstum zu bekennen, wird ihnen rundweg beſtritten. Dagegen wird 
von deulſcher Seite die Anſicht vertreten, daß es die Sache jedes ein⸗ 
zelnen iſt, darüber zu eniſcheiden. ob er ſich zum Deutſchtum bekennen 
und Jeine Kinder zur deutschen Schule ſchicken oder ob er ſich und ſeine 
Kinder der polniſchen Volksgemeinſchaft eingliedern will. Daß man 
auf polniſcher Seite das deutſcherſeits geforderte Prinzip der 
freien nationalen Entſcheidung verwirft, ijt einfach 
darauf zurückzuführen, daß mau ſich dort der Werbekraft des Deutſch— 
tums unterlegen fühlt und deshalb durch Swang zu erreichen verſucht, 
was einem im freien Wettbewerb der Kräfte verſagt bleibt. 
Korfanty jagt in ſeinem erwähnten Artikel: „Während der letzten 
Volkszählung (vom Dezember 1930) errechneten wir (alfo die 
Polen) in der ſchleſiſchen Wojewodſchaft nur 7 v. H. Deutſche; da⸗ 
gegen betrug die Sahl der bei der Wahl für die deutſche Liſte ab- 
gegebenen Stimmen über 30 v. H. Dieſes auffallende Mißverhältnis“, 
meint Korfanty „veranſchaulicht am beſten die Irrtümer ſowie die 
Mängel und Schwächen unſerer (d. h. der polniſchen) Minderheiten 
politik.“ Worin ſollen nun nach Korfanty dieſe Irrtümer. Schwächen 
und Mängel beſtehen? Es fällt Korfanty natürlich nicht ein, die 
Richtigkeit der Volkszählungsergebniſſe von 1930 auch nur im ge⸗ 
ringſten in Sweifel zu ziehen. Für ihn ſteht es feſt, daß das Deutſch⸗ 
tum in der Wojewodſchaft nur 7 v. H. der Geſamtbevölkerung aus- 
macht. Die andern 23 v. H., die bei den Wahlen die deutſche Liſte 
gewählt haben, find für ihn „verführte und ihrem Volkstum mit Ge- 
walt entriſſene Polen“. „Verführt“ und vergewaltigt“ aber ſind 
fie von den „gewiffenloſen deutſchen Seelenfängern“. Die Deutſchen 
polniſcher Staatsangebörigkeit. Jo argumentiert Korfautg dann, 
gehören ſehr oft zu den vermögenden Kreiſen. Sie ſeien die Arbeit- 
geber oder unmittelbaren Vorgeſetzten der polniſchen Arbeiter und 
Landwirte. „Die wirtſchaftliche Abhängigkeit der 
polnifchen Bevölkerung von den Deutſchen“ habe zur 
Folge, „daß aus Angſt vor dem Verluſt des Verdienſtes oder um 
materieller Vorteile willen die unaufgeklärten Polen ſehr oft der 
Stimme ihres polniſchen Gewiſſens nicht folgen, ſondern nach den 
Weiſungen der deutſchen Arbeitgeber und Vorgeſetzien handeln“. 
Dem Deutſchen Volksbund, klagt Korfanty, fei es ſelbſt in Dörfern, 
die bei der Abſtimmung von 1921 nicht eine einzige deutſche Stimme 
hätten aufweiſen können, dank der Werbekraft feiner ſozialen Sin- 
richtungen gelungen, „unter den polnischen Arbeitslosen deutſche Hitler- 
organisationen zu gründen.“ Alſo der Deutſche Volksbund, deſſen 
Heime eines nach dem andern geſchloſſen werden der deutſche Arbeit- 
geber, der von der polniſchen Steuerbehörde nach allen Regeln fiska- 
liſcher Kunſt gezwiebelt wird. die deutſche Volksgruppe, die ſich zur 
Wahrung ihrer primitivſten Lebensrechte gegen den Terror der Auf- 
ſtändiſchen und gegen die Schikanen der Grazunſkibehörden zur Wehr 
ſetzen muß. dieſe Deutfchen find es nach der Juffaſſung Korfantys, die 
mit unzuläſſigen Mitteln die armen oberſchleſiſchen Polen zum Verrat 
an ihrem Volkstum zwingen und verlocken! 
Korfantu ſteht mit dieler Auffaſſung durchaus nicht allein. Sie 
wird von allen polniſchen Zeitungen tagtäglich vertreten, und ſie ſpielt 
auch in den berüchtigten Xejolutionen des Aufftändifchenverbandes 
eine erhebliche Rolle. Nur in den Schlußfolgerungen, die er aus ſeinen 
Darlegungen zieht, weicht Korfantu von feinen Landsleuten ab. Er 


schreibt in dem erwähnten „Polonia“- Artikel! Es ſei nol- 
wendig, „wiſchen dem deutſchen und dem pol- 
niſchen Beſitzſtande eine Demarkationslinie zu 


ziehen und das Gebiet der nationalen Kämpfe zu verengen“. Er 
jchiägt daher vor. owohl die deutſche Minderheit wie 
auch die polniſche Mehrheit in einer Organiſation 
öffentlich-rechtlichen Charakters oder in einem 
nationalen Katajterzuerfallen. Alle volljährigen Bürger, 
die in den Gebieten mit gemiſchter Bevölkerung wohnen müßten. „wie 
Korfanty weiter ausführt, „verpflichtet werden, mit Erreichung 
des 20. Lebensjahres bei einem entſprechenden 
Amte öffentlib anzugeben, zu welcher NXationa- 
lität ſie ſich zählen, und ſich in ein entfprechendes 
Ratalter eintragen.“ Von der Eintragung der Eltern in ein 
nationales Kataſter ſolle es dann abhängig Jein. ob die Kinder eine 
deutſche oder eine polniſche (oder vielleicht auch eine jüdiſche) Schule 
zu beſuchen haben. Im Falle einer Sheſchließung könue ſich der 
eine Teil aus dem einen Kataſter in das andere umſchreiben laſſeu. 
Bei den Wahlen zu den Gemeindevertretungen und Stadtverord— 
netenverſommlungen ſollten den Wahlberechtigten der verfchiedenen 
Nationalitäten von vornherein Jo viele Mandate zugeteilt werden, wie 
ihnen nach, Maßgabe der durch die Kataſtereintragungen ausgewiejenen 
zahlenmäßige Stärke zuſtänden (wobei das Wahlrecht „je nach dem 
opferwilligen Dienſt für den Staat und die Geſamtheit bemelfen“ 
jein müffe). Bei den Wahlen ju den geſetzgebenden Körperſchaften 


ſollten ebenfalls auf Grund des nationalen Kataſters Wahlgemein- 
ſchaften eingeführt werden (wobei wiederum jeder diefer Gemein- 
Ichalten „im Verhältuis zur Sahl ihrer Mitglieder und ihrer Ver- 
dienſte um den Staat“ eine beſtimmte Sahl von Mandaten zugeteilt 
werden müßten). 

Soweit die Vorſchläge Korfantys. Sie find nur ein neues 
Mittel zur Erreichung eines alten Sieles. Korfanty 
hält die Einführung nalionaler Kataster für ein geeignetes 
Mittel, dem freiwilligen Auſchluß der zwei- 
ſprachigen Oberſchleſier an das deutſche Volks- 
tum einen Riegel vor zuſchieben und dem Wett- 
kampf der Kulturen, in dem Polen ſich unterlegen 
fühlt, ein Ende zu bereiten. Er hofft offenbar, daß ſich 
nicht die 30 v. H. der Bevölkerung Oſtoberſchleſiens, die bei den 
Wahlen die deutſchen Liſten gewählt haben, ſondern nur die 7 v. H., 
die bei der Volkszählung als Deutjche feſigeſtellt worden find, in das 
deutſche Kataſter eintragen würden. Su diefer Hoffnung ijt Korfanty 
deshalb berechtigt, weil bei der Eintragung in die Nationalkataſter 
unzweifelhaft dieſelben Druckmittel und wohl in noch verſtärktem 
Maße angewandl werden würden, wie ſie polnifcherfeits bei der Ein- 
tragung in die Volkeszählungsliſten mit jo großem Erfolge augewandt 
worden ſind. Die Kataster würden alſo von vornherein 
ein völlig falſches Bild von dem wirklichen Stande 
der nationalen Willensbildung in Oſtoberſchleſien 
geben; denn es ift klar, daß man die geheimen Wahlen als 
einen beſſeren Maßſtab der völkiſchen Sefinnung als die öffent- 
liche Eintragung in irgendwelche Liſten anſprechen muß. Die Folge 
einer Verwirklichung des Korfantuſchen Vorſchlages könnte alſo nur 
jein, daß mit einem Schlage 93 v. H. der Bevölkerung Oſtoberſchleſiens 
ein für allemal zwangsweiſe dem polniſchen Volkstum zugeteilt 
würden, daß ihnen die Möglichkeit genommen würde, mit ihren Wahl- 
ſtimmen die deutſchen Liſten zu unterſtützen, ihre Kinder in deutſche 
Schulen zu ſchicken oder Mitglieder in deutſchen Vereinen und Organi- 
jalionen zu werden. On einem nationalen und ſprach⸗ 
lichen Miſchgebiete, in dem alles in Sluß ift, würde 
durch ein Syitem, wie es Korfanty vorſchlägt, eine 
künſtliche Erſtarrung hervorgerufen werden, die den 
tatſächlichen Verhältniſſen Gewalt antäte. Die Dinge in Oberſchleſien 
liegen nicht Jo, daß geſagt werden kann: Dieſer feſte Vomhundertſatz 
der Bevölkerung iſt deutsch, der andere polniſch. Sondern zwiſchen zwei 
Gruppen, die in ihrem Volkstum und in ihrer nationalen Geſinnung 
völlig gefeftigt daſtehen, ſteht eine breite Maffe national unentſchiedener, 
ungefeſtigter Menſchen, eine Maffe von Menſchen, die in der Seit des 
deutſchen Zuſammenbruches und der polniſchen Auffſtände durch eine 
hemmungsloſe polniſche Agilation aus dem Gleichgewicht ihrer Sum— 
vatbien für Deutſchland geworfen worden find, jetzt aber zum großen 
Ceil — ernüchtert durch ihre Erfahrungen im „freien Polen“ — wieder 
den Weg zurück zum Deutſchtum gefunden haben und finden. Dieſen 
Menfchen dieſen Rückweg zu ſperren, iſt Sinn und Abſicht des 
Korfanluſchen Vorſchlages. 

Ein weniger komplizierles Verfahren zur „Löſung der Minder- 
heitenfrage“ als der Chriſtliche Demokrat und ehemalige Rebellen 
führer Korfantu hat die nationaldemokratiſche „Hazela War- 
Tzamskao“ in Vorſchlag gebracht. Sie befchäftigt ſich am 8. Januar 
in einem längeren Artikel mit, der polniſchen Auswanderungsfrage. 
Dobei ſtellt fie voller Beunruhigung feſt, daß aus dem über 


wiegend von Ukrainern bewohnten Wojewod- 
ſchaften des Staates weit mehr Einwohner pol» 
nifber Nationalität als Ukrainer abwandern. 


Dasjelbe ſei auch in den anderen von nationalen Minderheiten be- 
wohnten Gebieten der Fall. Und die jüdiſche Auswanderung aus Polen 
fei gleichfalls Jo gering, daß der ſtarke natürliche Suwachs der jüdi⸗ 
ſchen Bevölkerung das Land nach wie vor mit einer fremdraſſiſchen 
Überflutung bedrohe. Hier erwachſe der amtlichen Aus wan de 
vungspolitik Polens eine beſondere Aufgabe. Dieſe Politik 
müfje Jo gehandhabt werden, daß die Polen mög- 
lichſt im Lande gehalten, dafür aber um ſo mehr An- 
gehörige der nichtpoluniſchen Volksgruppen zur 
Auswanderung veranlaßt würden, „Jo daß Polen immer 
polniſcher werde“. Bisher, meint die „Sazeta Warſzawska“, hätten 
ſich die Organe der polnischen Regierung in dieſer Hinficht vollkommen 
untätig verhalten. Dieſe Feſtſtellung des nationaldemokratiſchen Blattes 
wird man nur mit größter Verwunderung zur. Kenntnis nehmen können. 
Denn die polniſchen Behörden haben, was insbeſondere die ehemals 
preußischen Gebiete Polens anlangt, wahrhaftig nicht den Vorwurf 
verdient, ſich in der „Sörderung der Abwanderung nichtpolniſcher Volks- 
zugehöriger“ untätig verhalten zu haben. 

übrigens ſind ſchon ſeit einiger Seit Beſtrebungen im Gange, die 
jüdiſche Auswanderung aus Polen in großzügiger 
Weiſe zu fördern. Die Abſichten Warſchauer Regierungsſtellen 
und die Pläne der jüdischen Sioniſtenführer begegnen einander in 
diejem Bestreben. Am 8. Januar wurde in Warſchau in Auweſenheit 
maßgeblicher polniſcher Negierungsvertreter ein „Paläftina- 
Komitee“ ins Leben gerufen. Vorſitzender des Komitees iſt der 
Senator des Regierungsblocks Fürſt Cubomirfki. Zum Ehrenmit⸗ 
glied des Komitees wurde der Sioniſtenführer Nahum So ko lo w 
berufen. Aufgabe des Komitees ſoll es fein, für die Beſiedlung 
Paläſtinas durch die Juden zu erwerben und ſie zu fördern. 
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Der Kampf um die deutſche Erziehung des Hultſchiner Kindes. 


„Mi und Vertrauen kehret zuriick in, Eure alte Heimat. 
Die freie de poflomakiiihe Republik iſt ein demokratiſcher Staat, in 
welchem immer und überall das Recht und die Gerechtigket entjcheidet 
und entſcheiden wird. In unjerem Staate ſind alle Bürger gleich- 
berechtigt, ſowohl in politiſcher als auch in nationaler und religiöfer 
Hinſicht.““ Dieſe verheißungsvollen Worte des ehemaligen tſchecho⸗ 
flawakiſchen Aliniſterpräſidenten Tujar, die die Kundmachung an- 
läßlich der Veſetzung des Hul. ſchiner Ländchens vom 4. Sebruar 1920 
enthält, ſind nur eine leere Phraſe geblieben. Ganz anders 
lieht es in Wirklichkeit im Hultychiner Ländchen aus. Im politiſch 
jerriffenen Gebiet iſt noch heute der verſchärfte Ausnahme ⸗ 
zuſtand; Willkür und Haß gegen alles Deutſche feiern hier wie in 
gan; Sudetendeutſchland Triumphe. Der größte Kampf wird gegen- 
wärtig um die deutſche Erziehung des Hultſchiner Kindes geführt. 

Es ift nicht unbekannt, daß die Cſchechen am 1. September 1920 


Jämtliche deutſchen Schulen, außer denen in den Gemeinden 


gaubit und Thröm, in tſchechiſche umgewandelt haben. Die 
ltern erreichten durch einen Schulftreik, daß den einzelnen Klaſſen, 
angefangen vom zweiten Schuljahr. vier Stunden deutscher Sachunter- 
richt erhalten blieb. Durch dieſe Maßnahme war jedoch eine deutſche 
Erziehung des Hultſchiner Kindes nicht gewährleiſtet, da die tſchechiſchen 
Lehrer kein Interejle an einer Sörderung der deutschen Sprache hatten. 
Meiſtens erſetzten Märchen und Wanderungen dieſen Unterricht. Gern 
hätten die Hultſchiner für die Errichtung deutſcher Privatſchulen die 
größten Opfer gebracht, aber der Ausnahmezuſtand ver- 
bietet die Schaffung von deutſchen Unterrichts 
anſtalten. Durch fragwürdige Sählungsmethoden hat man bei den 
Volkszählungen 1921 und 1931 das deutſche Element auf 19,8 v. H. 
und 11.4 v. H. herabgedrückt und damit einen Deckmantel für die un⸗ 
geſetzlichen Maßnahmen für die Zukunft geſchaffen. Daß ſich die 
Bewohner des Hultſchiner Landes beiallen Wahlen 
mit über 65 v. H. zur deutſchen Nationalität be- 
kannten, ändert nichts an der Lage. 

Um dem deutſchen Kinde eine deutſche Erziehung zu gewährleiſten, 
juchte das Volk nach neuen Mitteln und Wegen. Eine Abordnung 
don Männern aller Gemeinden ſprach beim Schulminiſter in Prag vor, 
jedoch ohne Erfolg. da man an dieſer Stelle nur versprach, ‚die Ver⸗ 
hältniſſe zu überprüfen“. Bei diefem Verſprechen iſt es auch bis zum 
heutigen Cage geblieben. Der „Deutſche Kulturverbaud“, 
die ftärkfte Organiſation des Hultſchiner Ländchens, verſuchte, in den 
Orten Hultſchin und Ot. Krawarn einen ſog. Hausunterricht 
einzuführen. Es wurden junge Judetendeutjche Lehrkräfte nach diejen 
Sememden gebracht, die nun von Haus zu Haus gingen und die deut- 
ſchen Kinder einer Familie eine Stunde täglich unterrichteten. Eine 
ſchwere Arbeit, aber ſie mußte geleiſtet werden. Der Andrang 
zu dieſem deutſchen privaten Haus unterricht war 
lo groß, ee die tſchechiſchen Klaſſen zu lichten 
anfingen. ur die Kinder des erſten und zweiten Jahrganges 
wurden vom Hausunterricht erſaßt; die Kinder der älteren Jahrgänge 
beſuchten die deutſchen Schulen des benachbarten ſudetendeutſchen Ge⸗ 
biets. Es gab Gemeinden, wie Bolatitz, wo über 50 v. H. aller ſchul⸗ 
pflichtigen Kinder vom deutſchen Unterricht erfaßt wurden. Für die 


den tſchechiſchen Unterricht bejuchenden Kinder richtete man einen ſog. 


Nachhilfeunterricht an den Abenden ein. 

Die Cſchechen ſuchten, als ſie ihren Vernichtungsplan durch den 
deutſchen Abwehrwillen gefährdet Jaben, nach Mitteln, den deutſchen 
Hausunterricht und überhaupt den Beſuch der deutſchen Schulen u 
vereitelu. So machten fie dem „Deutſchen Kulturverband“ den Vor⸗ 
wurf, daß er „mährische“ Kinder unterrichten laſſe und damit ſeine 
Statuten verletze. Die beiden Ortsgruppen in Hultſchin und Krawarn 
wurden aufgelöſt, und der private Haus unterricht wurde 
verboten. Es ſetzte eine förmliche Jagd nach den Kindern ein, die 
die auswärtigen deutſchen Schulen befuchten. In der Stadt Troppau 
täuſchte man durch Aufhebung vieler deutscher Klaſſen Mangel au 
Pläten vor und wollte durch Drohungen und Arbeitsentlaflungen die 
Eltern zwingen. ihre Kinder der tſchechiſchen Schule ihrer Heimat 
gemeinde zuführen. So mancher Familienvater iſt in dieſer Seit 
arbeitslos geworden, weil er ſich zu diefer Maßnahme nicht be= 
wegen ließ. . r i 

Der deutſche Privatunterricht mußte auf einer anderen Grundlage 
aufgebaut werden, um den Cſchechen keine_gefetliche Handhabe für 
eine Auflöfung in der Zukunft zu geben. Inzwiſchen hatten die Cr⸗ 
ziehungsberechtigten eine gerichtliche Cntſchei dung des 
Oberſten Bermwaltunasgerichts in Prag horheigekührt 
und erreicht, daß die tichechiſchen Maßnahmen als ungeſetzlich zurück⸗ 
gewieſen wurden. Es ſollten auch alle bisher bezahlten Geldſtrafen den 
Eltern jurückerſtattet werden. Da dem Oeutſchen. Kulturverband durch 
Unterhaltung des häuslichen Privatunterrichts eine Auflöſung in der 
ganzen Tſchechoſlowakei drohte, wurde ein „Parlamentarifher 
Schulausicuß“ gearündet. Dieſer ſchickte in die Gemeinden, in 
denen das Bedürfnis zur deutſchen Kindererſiehung vorlag. deutſche 
Privarlehrer. Die Zahl der Privatlehrer bewegte fi zwiſchen 50 
und 33. Anfangs zogen. fie wieder von, Haus u Haus und unter⸗ 
richteten die Kinder. Später ſtellten die deutſchen Eltern eine Stube 
im Orte zur Verfügung. wo die Kinder ſtundenweiſe Unterricht er- 
hielten. Opferberelle Bewohner zimmerten Bänke zuſammen und 
ftellten fie zur Nerſügung. So aing es bis zum Jahre 1935. Da miſchten 
ich die tehechifchen Parteien ein und forderten die Behörden zum Ein- 
loreiten gegen die „Winkelſchulen“ auf. Die Folge war, daß aus den 


Schulen in Wittkowitz und Mährisch - Oftrau zunächst 86 deutſche 
Hultſchiuer Kinder ausgewieſen wurden. Jetzt muß en auch die Unter- 
richtsſtuben aufgegeben werden und der Unterricht nur in den Familien 
bewerkjtelligt werden. Die Cſchechen wiſſen genau, daß Jich dieſe Art 
von Hausunterricht heute nicht mehr durchführen laßt. Die Erziehungs- 
berech ligten erhielten im Dezember 1933 folgendes chreiben vom Be- 
zirksausſchuß Hultſchin: 

„Nach den Beſtimmungen des s 25 des Reichsſchulgeſetzes vom 
14. Mai 1869 S. 62 N. ſind vom Beſuch der öffentlichen Schulen 
diejenigen Kinder befreit, welche zu Haufe unterrichet werden, und nach 
den Deltimmungen des 8204 der Schul- und Unterrichtsordnung 
(5.159 ex 1905) find die Eltern oder deren Vertreler berechtigt, ihre 
schulpflichtigen. Kinder zu Haufe unterrichten zu laflen und aus dieſem 
Hrunde ſich um die Befreiung vom öffenklichen Schulbejuch zu bemühen. 
Hierbei ift die Wahl der Hauslehrer oder Erzieher und die Art des 
häuslichen Unterrichts nicht gebunden oder beſchränkt. Da aber durch 
Ermittelungen, die die Bezirksverwaltung in den Tagen am 21. und 
23. Oktober 1933 vorgenommen hat, feſtgeſtellt worden iſt, daß Ihr 
Kind nicht zu Haufe unterrichtet wird, ſondern eine ungeſetzliche, ſtraf⸗ 
bare Schule beſucht, werden Sie aufgefordert, daß Sie korrekt den 
oben erwähnten geſetzlichen Beſtimmungen nachkommen und unverzüg- 
lich veranlaſſen, daß Ihr Kind nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
unterrichtet wird. Im Falle, daß dies nicht erjolgt, wird gegen Sie 
nach den einfchlägigen geſetzlichen Beſtimmungen eingelihri.ten werden. 
Es wird auf die weiteren Beſtimmungen des § 205 der genannten 
Schul- und Unterrichtsordnung aufmerkfam gemacht, nach denen die 
Eltern oder ihre Vertreter verpflichtet lind, den Anordnungen des Be- 
zirksausſchuſſes nachzukommen, und werden Sie erſucht, binnen acht 
Tagen anzuzeigen, wie dieſer Anordunng Folge geleiſtet worden iſt.“ 

Da die Cſchechen im Prager Senat eine Denkfchrift über die 
ſogenaunten deutſchen „Winkelſchulen“ im Hultfchiner Ländchen ein- 
gebracht hatten, benutzte der deutſche Senator Graf Dr. Stolberg 
dieſe Gelegenheit, um über die tatjächlichen Verhältuiſſe auf dem 
Schulgebiet zu berichten. Er führte u. a. aus: 

„Vor einigen Wochen wurde die Aufmerkſamkeit des Senats durch 
eine Interpellation auf die Schulverhältniſſe im Hultſchiner Bezirk ge» 
lenkt. Auch wir ſind der Anſicht, daß dort ein Wandel dringend ge⸗ 
boten iſt. Im Hultſchiner Ländchen gibt es zwei rein deutſche Ge⸗ 
meinden, welche deutſche Volksschulen haben. Für die übrigen 
6026 dentſchen Bewohner beſteht keine deutſche 
Volkschule. Nicht in der Stadt Hultfehin. die unter 4719 Ein- 
wohnern 1452 Deutiche zählt, und nicht in den juſammenhängenden He- 
meinden mit 1108 Deutjchen, nicht in Bolatitz mit 414, nicht in Lud⸗ 
gerstal mit 454 Deutſchen, und doch ſteht'es außer Zweifel, 
daß in allen dieſen Gemeinden die Anzahl von 
409 deutſchen Schulkindern vorhanden ift, welche nach 
dem Geſetz 189 von 1919 den Aufpruch auf Errichtung einer öffent- 
lichen Schule geben. Dies find Bevölkerungszahlen und die Sahlen 
der öffentlichen Volkszählung. Nach den Bekenntniffen gerechnet, wäre 
die Sahl der Veutſchen erheblich großer. Ich möchte darauf binweiſen, 
daß nach den Grundſätzen, welche im poluiſchen Vertrag 1926 und in 
Entſcheidungen des permanenten Gerichtshofes im Haag anerkannt 
wurden, hinſichtlich des Schulbefuches der Kinder ausſchließlich das 
freie Bekenntnis maßgebend it. Wenn den deutſchen Eltern das 
Recht auf den Unterricht ihrer Kinder in ihrer Sprache verweigert 
wird, dann bleibt ihnen, wenn ſie nicht in der Lage ſind, Privatlehrer 
zu halten, nichts anderes übrig, als ihre Kinder in die Schulen anderer 
Bezirke oder in die ſogenannten Winkeljchulen zu ſchicken. Es gibt 
nur eine Art, dem abzuhelfen, nämlich den Geſetzen entſprechend in den 
Semeinden, in denen 40 deutſche Kinder vorhanden find. deu'ſche 
Schulen zu errichten. Alle diesbezüglichen eingebrachten Geſuche ſind 
bisher unerledigt geblieben.“ 

Dieſe Ausführungen ſind im Dezember 1933 gemacht worden, alſo 
in einer Seit, da man beſonders hart an die doutſchen „Win kolſchulen“ 
im Hultschiner Ländchen heranging. Es iſt Catſache, daß die CTſchechen 
alle bisherigen Cingaben der dentſchen Bevölke- 
rung unberückſichtigt ließen. Das Hultſchiner Ländchen ilt, wie 
die Eſchechen es immer betonen. eine „eroberte Domäne der 
Legionäre“. Über das Schickſal der doutſchen Kinder in Troppau 
iſt noch nichts entſchieden. Es ſteht aber feſt, daß durch die Auflöſung 
der nationalen Parleien in der Echechoflowakei auch die Poſition der 
Oeulſchen in der Troppauer Stadtverwaltung fo geſchwächt wird, daß 
man dann einen Beſchluß über die Ausweilung der die dortigen Schulen 
beſuchenden Hultſchiner Kinder herbeiführen kann. 5 

Hermann Janoſch. 


die Ausſtellung 
„Der Diten 
das deutſche Schickſalsland“ 


erwartet auch dich! 


ee 
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Die Lerjudung Polens. 


Die „Blyskamica“, das Organ der polniſchen Nationaljozia- 
liſten, veröffentlichte am 13. Dezember 1933 einen Offenen Brief an 
den Wojewoden Grazynfki. Darin wird verſucht, die Aufmerk- 
Jamkeit des Wojewoden auf die Judenfrage zu lenken, mit der 
lich weit über die Kreiſe der NS PN. hinaus die Öffentlichkeit Oſt⸗ 
oberſchleſiens ſeit längerer Zeit eingehender und leidenſchaftlicher be⸗ 
faßt, als es den amtlichen Stellen lieb zu Jein ſcheint. Insbeſondere 
wird es Grazunſki felber unangenehm ſein, die Judenfrage ſtändig 
mehr in den Vordergrund des allgemeinen öntereſſes gerückt zu ſehen. 
Denn letzten Endes richten ſich die Beſchwerden über die zuneb- 
mende Verjudung Oſtoberſchleſiens gegen ihn als den 
verantwortlichen höchſten Beamten dieſer Wojewodſchaft. In der 
„DBlyskamica“ iſt einleitend zwar von dem „guten Willen“ und der 
„grenzenloſen Aufopferung“ des Wojewoden die Nede; dann aber 
folgt die ernſtliche Mahnung: „Überwältigen Sie, Herr Wojewode, 
jetzt auch diejenigen, die die polniſche Gaftfreundſchaft in Oberſchleſien 
mißbrauchen, werden Sie des Vorgehens der Juden Herr! Wir 
wiſſen, daß dieſe Angelegenheit heikel iſt und von einigen hochgeſtellten 
Faktoren ... ſchlecht verſtanden wird.“ Dann heißt es weiter: 

„Täglich kommen nach Kattowitz mit den Frühzügen TCaujende 
von Juden und Jüdinnen aus Sosnowitz, Bend⸗ 
zin, Olkuſch und anderen Städten und Städtchen 
Kongreßpolens. Dieſe jüdiſchen Maſſen kommen in die kleineren 
jüdiſchen geheimen und offenen Fabriken und arbeiten dort ſtändig. 
Stemde Juden finden bei den biefigen Juden 
Arbeit, während in Oberſchleſien faſt 30 v. H. der 
Polen arbeitslos und brotlos find! .. . Saft 80 v. H. 
der Häuſer in Kattowitz befinden lich bereits 
in jüdiſchen Händen. Die Juden hier können heute Jagen. 
„Ihr habt die Straßen, wir aber haben die Häufer.“ Die Juden 
kaufen die Häufer von den Deutjchen auf, die mit dem Gelde ins 
Ausland reiſen. Und dieſe Juden werfen manchmal die polniſchen 
Mieter aus den Wohnungen hinaus, in denen ſie und ihre Eltern 
geboren wurden! Sie werfen fie hinaus, um einen jüdiſchen Mieter 
aufzunehmen, um für die Ihren Platz zu machen! Sibt es kein Mittel, 
um dem vorzubeugen? ... In den Städten Oberſchleſiens, heißt es 
dann weiter, tobe ein harter und ſchrecklicher Krieg zwiſchen Völkern, 
die „miteinander um jeden Kaufladen, um jeden Verkaufsstand, um 
jede Werkftatt und, was damit juſammenhängt, um die Macht und 
um die zukünftige Herrſchaft über das Land und über den Staat 
kämpfen! . .. Die Statiſtik der letzten zwei Kriegsjahre iſt ſchrecklich! 
Der polniſche Belitzſtand iſt zuſammengeſchrumpft! 
Der jüdiſche Beſitzſtand vergrößert ſich aber von 
Tag zu Tagl Auf mehrere Dutzend jüdiſche Textilgeſchäfte (in 


Kattowitz) entfallen nur drei polniſche, und auf mehrere jüdiſche Maga- 
zine mit fertiger Schuhware entfallen nur zwei polnische, und fo ver⸗ 
hält es ſich mit allem. ..“ 

„Das Geſetz“, Jo fährt dann der Offene Brief der „Bluskawica“ 
fort, „ſteht auf dem Standpunkte einer vollkommenen Gleichberechti⸗ 
gung des Juden mit uns Polen. Aber die Juden find nicht 
mit uns gleichberechtigt, ſondern lie werden zu 
unſeren Ungunſten bevorzugt. . . . Und heute, wo der 
polniſche Kaufmann, der polniſche Handwerker und der kleine polniſche 
Induſtrielle unter der, Laſt der Steuer zuſammenbricht und fein Beſitz⸗ 
ſtand ſich immer verkleinert, nehmen die Juden von Tag zu Tag an 
Macht zu und vergrößert ſich ihr Verdienſt.. Wenn Ober⸗ 
ſchleſien, Weſtpolen, aufhören wird, polniſch zu fein und en d⸗ 
Wen verjudet ſein wird, dann wird es aufhören, der 

eſten Polens zu ſein, und es wird ein unſicherer Weſten jein. Wir 
haben eine Wejtgrenzel Aber die Grenzen des Staates werden erft 
dann Grenzen werden, wenn der Staat eine wirkjame Kraft zu ihrer 
Verteidigung hat. Und die erſte Verteidigung der Grenzen hängt 
doch von dem Willen zur Verteidigung der Grenze durch die Grenz 
bevölkerung ab. Es wäre intereffant zu wiſſen, wer nötigen 
falls diefe Grenze wir kjamer und mutiger der⸗ 
teidigen wird, der Jude oder der Pole?“ 

* 


Die „Gazeta Warſzawſka“ vom 29. Dezember brachte einige Anz 
gaben über die Verſudung des zahnärztlichen Berufes 
in einigen polniſchen Städten. In Lodz; gibt es 233 jüdiſche Den- 
tiſten und 30 chriftliche. Ferner ſind dort 85 v. H. der Zahntechniker 
Juden. In Krakau find 38 v. H. der Zahnärzte und 65 v. H. der 
Sahntechniker und Dentiſten Juden. In Wa rſchau find 650 jüdifche 
Dentiften tätig. Außerdem find unter den Chriſten noch eine große 
Jahl getaufte Juden, Jo daß ſich der jüdiſche Anteil am zahnärztlichen 
Beruf in Wirklichkeit noch erheblich höher ſtellt, als er in obigen 
Sahlen erſcheint. Die Firmen, die Zahnärzte mit Werkzeugen und 
Material beliefern, ſind in Krakau faſt ausſchließlich in jüdiſchen 
Händen, nur eine einzige Firma ijt in polniſchem Beſitz. 

* 


Die „Sazeta Warſzawska“ wendet ſich gegen die Gefahr, 
die der polniſchen Wiſſenſchaft durch die Verjudung der Uni- 
verlitäten drohe. Das Blatt zählt die an der Univerität 
Krakau angeſtellten jüdiſchen Profefforen, Dozenten und Lektoren 
auf. Es find insgeſamt 20, wovon 6 auf die juriltifche, 2 auf die 
medizinische und 3 auf die pbilofophifche Fakultät entfallen. Untet 
den Lektoren befinden ſich zwei Juden und eine Jüdin. 


Aus der Arbeit des Bundes Deutſcher Gſten. 


l Der Bundesführer, | 
Dank. 


Sum Jahreswechjel find mir von Mitgliedern des Bundesführer⸗ 
rats, von Landesführern, Untergruppen- und Ortsgruppeuführern 
jowie von anderen Mitgliedern des Bundes Deutſcher Oſten und Mit- 
arbeitern des „Oſtland“ herzliche Wünfche in großer Zahl eingegangen, 
und immer noch gehen ſolche ein. Ingleich mit meinem Dank erwidere 
ich dieſe Bekennkuiſſe der Creue aufs herzlichfte! Ich erſehe aus ihnen, 
wie ſtark ſich unfere Freunde mit mir und mit der Arbeit des BDO 
verbunden fühlen. Glückauf zu neuer Arbeit und neuem Kampf im 
zweiten Jahre des nafionaljozialiftifchen Deutſchland! 


Heil Hitler! 
Dr. Stanz Lüdtke. 


Dietrich⸗Eckart⸗Feier in der Oſtausſtellung. 

Die „Nationale Arbeitsgemernſchaft Frau und 
Werbung“ in der Deutſchen Arbeitsfront veranftaltete am 6. Ja- 
nuar in der Chrenhalle der Oftausftellung eine Gedenkfeier für Dietrich 
Eckart. Fräulein Will, die Mitarbeiterin der Führerin der Ab- 
teilung für Frauenſachen beim Geſamtverband der deutſchen Arbeiter, 
Fräulein Raumer, gab eine ſehr anſchauliche und eingehende Ein- 
führung in das Leben und Wirken von Dietrich Eckart. Sie würdigte 
ihn beſonders als Vorkämpfer der politiſchen Bewegung, ſchilderte 
jeine Beteiligung an den Nevolutionsereignijjen in München, wo 
Dietrich Eckart zuſammen mit Alfred Noſenberg und Rudolf Heß 
gekämpft hat. Sie ſprach dann von feiner treuen Geſolgſchaft für 
Adolf Hitler, ſeinem Ende und der Dankbarkeit, die der Führer ihm 
bewahrt hat. Dann erzählte Frau Neſi Langer, die Dietrich 
Eckart in früherer Jugendzeit näher kennengelernt hat, aus einem 
gan anderen Lebensabſchnitt des Dichters. Die Suhörer lernten ihn 
als guten Freund und als ringenden Künſtler kennen, wie er in den 
Jahren war, als ſein Werk „Der Froſchkönig“ in Berlin aufoeführt 
wurde. Zum Schluß ſprach Fräulein Marga Heyne einzelne be- 
ſonders ſchöne Stücke aus Dietrich Erkarts Werken. Sie wußte durch 
ihren Vortrag die Zuhörer zu begeiſtern und die tiefe Empfindung 
des Dichters jehr nahe zu bringen und gab damit der Gedenkſtunde 
einen ſtimmungsvollen Ausklang. Die Arbeitsgemeinſchaft Frau und 


Werbung hatte auch verſchiedene andere Frauenverbände eingeladen, 
die die Gelegenheit zum Beſuch der Ausſtellung gleichzeitig benutzten. 
Außer dem Amt für Srauenfachen in der Deutſchen Arbeitsfront, dem 
die Arbeitsgemeinſchaft angeſchloſſen iſt, waren vertreten: Die 
Frauenſchaft des Gaues Groß- Berlin, der Neichsderband landwirt⸗ 
ſchaftlicher Frauen-Vereine, die Neichsvereinigung deutſcher Haus- 
frauen und andere Frauen- Vereine. L. v. B. 
* 


Kid auf der Oftausftellung. 


Im Nahmen einer Führung zahlreicher Mitglieder des Rampf- 
bundes für Deutſche Kultur durch die Oftausftellung des 
SDO jprach am 4. Januar in den Ausſtellungsräumen Dr. Heinrich 
Bauer, der Verfaſſer des bekannten Buches „Geburt des Oſtens“, 
über die Srſchließung des deutſchen Oftens durch 
die Ordensritter l Einem fünfzigjährigen Kampf und der Er⸗ 
oberung des Preußenlandes durch die Ordensritter, ſeien der Kampf 
mit dem Pflug, die fuſtematiſche Beſiedelung des Landes mit Hundert⸗ 
taufenden von Siedlern, eine hervorragende Agrarpolitik gefolgt, die 
in der Schaffung des Erbhofrechtes und der Wehrpflicht 
für alle Bauern gipfelte. Großzügige Deichbauten und Be⸗ 
wäflerungsanlagen, wie fie auch heute wieder aufgenommen würden, 
hätten bald zu einer allgemeinen Blüte und zum Wohlſtand Oſt⸗ 
preußens beigetragen. Herrliche Baudenkmäler. aus jener Seit, Jo 
vor allem die Marienburg, legten beredtes Seugnis bierfür ab. Dann 
ſei mit dem polniſch-litauiſchen Bündnis das außenpolitiſche Ver- 
hängnis, das mit der furchtbaren Niederlage bei Tannenberg im 
Jahre 1410 beſiegelt wurde, genaht. König Friedrich Wilhelm 1. und 
Stiedrich der Große hätten dann die Ideen der Ordensritter wieder 
aufleben laſſen und durch bervoragende Leiſtungen ein durchweg 
deutſches und wirtſchaftlich hervorragend durchorganiſiertes Land ge⸗ 
ſchaffen. Von der heutigen Staatsführung, Jo ſchloß Dr. Bauer, 
eien die alten Ordensgrundſätze zum Teil bewußt wieder aufge⸗ 
nommen worden, Grundjäte, die auf der unbedingten Gehorſams⸗ 
pflicht und der abſoluten Unterordnung unter den Sührer beruhten. — 
Dem Vortrag ſchloß ſich eine Sührung durch die große 
Ausſtellung an. 0 

Die Landesgruppe Berlin veranſtaltete eine Ceeſtunde, an der 
eine große Anzahl prominenter Perſönlichkeiten teilnahm. In den 


ee 


Ihönen Räumen des Herrn Kubierjehky in Lichterfelde ſah man u. a. 
den ſächſiſchen Heſandten beim Reich, Graf von Holzendorf, 
den baheriſchen Geſandten, Miniſter Sperr, den Lübecker Ge⸗ 
fandten, Dr. Dait, den Negierungspräſidenten von Frankfurt a. O., 
Dr. Eichler, die Leiterin der Gaufrauenſchaft, Frau Sikent- 
[cher, Miniſterialdirektor Dr. Loehrs, Obergebietsführer der 
H., Nabersberg, den Generoldirektor der Ailropa, Kieſchke, 
und Vertreter der verſchiedenſten Miniſterien. Drei oſtpeußiſche Tänze 
aus dem Anfang des 17. Jahrhunderts, geſpielt von dem Streich- 
quintett der Kammerve reinigung des Mufikſturms 111 der 15. SS.- 
Standarte, leiteten die Seier ein. Ihnen folgten Lieder von Heinrich 
Albert-Königsberg aus den Jahren 1604/51, in vollendeter Weile 
gefungen von der Opernlängerin Edith Gfell- Delbrück. Es 
war alte oſtpreußiſche Volksmufik, die hier geboten wurde und leb⸗ 
hafteſten Beifall fand. Dann ſprach Niniſterialrat Prof. Dr. 
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EFF 


Bargheer über „Deutſches Volkstum“: Alles Cheoretiſieren über 
Volkstum, alles Neden und Schreiben habe keinen Sweck; Volkstum 
müſſe man erleben. Wer, wie der Führer, mitten im Volk geſtanden 
habe oder ſtehe, der erſt könne dieſes Werterlebnis benutzen, uni für 
deutſches Volks lum einzutreten. Mit einem Sack voll Willen könne 
man nicht deutſche Oſtſiedlung treiben, und nicht ein einziger Bauer 
wäre imſtande, ſich zu behaupten, der vom Volkstum nur theoretilch 
erfüllt ſei. Der Bund Deutjcher Olten müſſe arbeiten an dem Siel, 
daß ſolche Leute im Oſten angeſetzt würden, die die ungebrochene 
Kraft echten Volkstums beſäßen. Erſt dann würde man einen Wall 
im Often ſchaffen, der ſlawiſchen Einflüſſen wirklich ſtandhalten könne. 
Nach dem 2. Satz aus dem Streichquartett „Zurück zur Muſik“ und 
einigen Liedern von Dr. Ludwig Noſelius, der für die mujikalifche 


Ausgeſtaltung der ganzen Feier geſorgt hatte, war das Programm 
beendet. 


Buchbeſprechungen. 


Left und verbreitet die „Ofldeutſchen Monatshefte“ 
Neue Werke von Carl Lange und S. v. d. Crenck. 

Seit über einem Jahrzehnt habe ich im „Oſtland“ auf die „Oſt⸗ 
deutſchen Monatshefte“ hingewiesen, eine wichtige, bedeut⸗ 
lame Kulturfeitſchriſt unſerer Oſtmark. Sie wird von unjerm ſländigen 
Mitarbeiter Carl Lauge, Oliva bei Danzig, herausgegeben und 
vereint in ihren Spalten die beſten Namen des deufjchen und nament⸗ 
lich des oſtdeutſchen Schrijttums. Durch 15 Jahre haben die „O ſt⸗ 
deutſchen Wonatshejte*, auch in den ſchwierigen Seiten des 
„Suſtems “, tapfer jür Olldeulſchland gekämpft. Der Name des 
Scrijtftellers, Dichters und Majors a. D. Carl Lange hat einen 
gulen Klang im Oſten! 

Der Bund Deutſcher Oſten widmet ſich dem Kulturaufbau 
der Oflmark. Dazu gehört, daß die Seitſchriften und 
überhaupt das Schrifttum des Oſtens tatkräftig 
gejördert werden. Wir erwarten, daß unjere Landes- und 
Irlsgruppen, in erſter Liuie die Danziger, oſt⸗ und wrſtpreußiſchen 
Gruppen und Arbeitskreise, ſich euergiſch für die „Oftdeutſchen Mouaks⸗ 
bejte“ einſetzen, die im Verlag Georg Stilke, Verlin, erſcheinen und 
die in ihren allgemeinen wie ihren Sonderausgaben eine wahrhafte 
8 für das Wiſſen um die oftdentjche Kullur find. In einem 

undſchreiben habe ich den Landesjührern des BDO. die Förderung 
der „Oftdeutichen Monatshefte“ zur Pflicht gemacht. 
* 


In dieſem Suſammenhaug (der „Danziger Volksbote“ Carl 
Langes wurde kürzlich erwähnt) ſeien zwei neue Herausgaben des 
eis naheſtehenden Verfaſſers genannt. Er bat fein Buch „Der 
Kronprin;“ in zeitgemäßer Beorbeitung und Ergänzung der 
Leſerſchaft des Dritten Reiches vorgelegt und tritt damit wiederum, 
wie einſt in den ſchlimmſten Jahren der roten Flut, für feinen Freund 
und Kameraden ein. Das Werk ift außerordentlich lefenswert und ent⸗ 
hüllt in aller Ehrlichkeit das menschliche Weſen des Kronprinzen — 
auth ſein Verhältnis zur Gegenwart, zur nationalſofialiſtiſchen Revo- 
lution, die er durchaus bejaht. Ein zweites Buch behandelt „Das 
leuchtende Schlachten relief von Tannenberg“, jenes 

zunderwerk des Danzigers Reinhold Mantau, das in der 
Nähe des CTannenberg-Henkmals aufgeſtellt iſt und den Gang der 
Schlacht (durch Aufleuchten von Lämpchen, durch die die deutſchen und 
ruſſiſchen Hoeresteile in ihren jeweiligen Stellungen ſichtbar werden) 
erläutert. Beide Bücher Car! Langes im Schlieffen-Verlag, Berlin 
SWII, preiſe 3,58 Nn. bzw. 0,85 AM. 

* 


Im Schlieffen-Verlag ſind auch Strophen des aus Ostpreußen 
Hammenden, anläßlich eines 50. Geburtstages 1932 von uns gewürdigten 
Dichters Siegfried von der Crenck herausgekommen: „Volk 
uch Sührer.“ (Preis 1,88 Rn.) Es ſieht das Ganze, die Gemein- 

aſt: 

zz Heſchlecht an Sefchlerht gekettet, Geſtalt an Geſtalt, 

Keine zerflatternden Aſte — ein einſiger Wald.“ 

Und er grüßt den Führer: f 

„Aber ſchon ſteigt Gebet für dich aus den Hütten von W und 

Armen. 

Es ist, als wolle der weißen Welt Sott ſich noch einmal erbarmen, 

Kurz vor des Tores Schluß. Das eiferne fiel ſchon feſt zu 

Segne der Himmel die Welten, deutſcher Meiſter dul“ . 

Dr. Lüdtke. 
* 

Pilſudſki, von Friedrich Wilhelm don Oerten. Heft 57 Cole- 
maus Kleine Biographien. Verlag von Charles Coleman, Lüdech 1935. 
50 Seiten. o,80 RM. — Der Verfaller der bekannten Bücher „Das ift 
Polen“ und „Polen an der Arbeit“ legt hier die erjte deutſche Bio⸗ 
graphie Joſeph Pilludikis vor. Er zeichnet in einigen entſcheidenden 
Szenen aus dem Leben die Größe und Tragik des ſozialiſtiſchen Nevo- 
lutionärs, des Seldherrn und Staatschefs Pilfudfki, der in Werdegang 
und Weſen viel mehr die Seele des poluiſchen Volkes verkörpert als 
etwa Nomen Dwowſki, der Cup des intellektuellen, am Weſten go⸗ 
ſchulten Nationaldemokraten. Hieſe Biographie des Marſchalls iſt 
un jo leſenswerter, als ‘Piljudjki und „ſein Kreis“ heute mehr denn je 
den Gang der Politik Polens beſtimmen, und um ſo mehr, als die 


Stage immer dringender wird, ob der alte nationale Sozialiſt Piljudfki, 
nachdem er ſeine nationalen Ideen mit der Schaffung eines freien 
Polens verwirklicht hat, noch die Kraft beſitzen wird, auch den ſo pia 
liſtiſchen Ideen in Polen zum Siege zu verhelfen. Oertzen verneint 
dieſe Srage. Er fieht in Pilſudſki einen der großen Männer der pol- 
niſchen Geſchichte, deren Cragik es ſtels war, zur Vollendung ihres 
Werkes nie die volle Kraft beſeſſen zu haben, und deren perſenliche 
Tragik zugleich die Tragik des polniſchen Volkes iſt: als Volk ſtets 
unvollendet und damit ein Unruhefaktor für feine Nachbarn zu bleiben. — 
Cs gibt in Deutſchland keine Biographien führender polniſcher Männer 
von heute. Für die Kenntnis Polens in der deutſchen Öffentlichkeit 
bedeutet das einen empfindlichen Yliangel. Gerade die Gegenwart und 
die jüngſte Vergangenheit des polniſchen Lebens iſt reich an lohnenden 
biographiſchen Chemen. Die Beleuchtung der Slaatwerdung Polens 
von der perſönlichen Seite her vermöchte das Bild, das man ſich in 
Deutſchland von Polen macht, ganz wejentlich zu bereichern. Dabei 
genügt es allerdings nicht, Erinnerungen, die die vielen, mehr oder 
weniger großen Schöpfer und Milſchöpfer des polnifchen Staates im 
Laufe der letzten Jahre über ſich ſelbſt verfaßt haben, der deutſchen 
Offentlihkeit etwa durch Überſetzungen jugänglich zu machen. Der 
deutſche Bedarf an ſolcher Memoiren-Piteratur ift hinreichend ge⸗ 
deckt; und au polniſchen Biographien aus dritter Hand, in denen der 
Betreffende unbedingt als ein Held ohne Furcht und Cadel erſcheinen 
muß, bat man in Deutschland kein Jutereſſe. Was an Lebensbeſchrei⸗ 
bungen polniſcher Männer in Polen ſelbſt vorhanden iſt, kann nur als 
Alaterial dienen, demgegenüber ſich ein deutſcher Darſteller kritiſch 
lichtend einſtellen muß. Für den deutschen Leſer iſt es wohl nützlich, zu 
wiſſen, was der Betreffende über ſich ſelber ju Jagen hat und wie er 
von feinen Landsleuten eingeſchätzt wird; die eigentliche Aufgabe aber 
hat die zu Jein, den Darzuftellenden unter jpezififch deutſchem Geſichts⸗ 
winkel zu zeigen. Von der Oertzenſchen Schrift kann man ſagen, daß 
fie dieſem Erfordernis in dem räumlich engen Rahmen, den fie ſich 
geſetzt hat, entspricht. Dr. Kredel. 


Der nationalſozialiſtiſche Gedanke in der Welt, von Prof. Dr. 
Karl Haushofer. Verlag Georg D. W. Callwen, München. 
48 Seiten. o,80d . — In dieſem Heft der von der Deutſchen 
Akademie in München herausgegebenen Schriftenfolge „Das 
Neue Reich“ unterſucht der bekaunte Geopolitiker die Vorausſetzungen 
für Entftehung und Wachstum des nationaljozialiltifchen Sedankens in 
der Welt. Er ſieht in Deutſchland, Italien und Japan die 
Länder, in denen der nationaiſozialiſtiſche Gedanke in jeweils ver⸗ 
ſchiedener Form zum Durchbruch gelangt ilt, bedingt durch das Miß = 
verhältnis zwiſchen Volkszahl und Naum, und an⸗ 
kuüpfend an die geiſtigen Traditionen einer jahrtauſendealten Ge⸗ 
ſchichte. „Der gepreßte Drang hochwertiger Jugend ohne Atemweite 
und Betätigungsmöglichkeit“, „volkksbewegende Jugendkraft ohne 
Raum“ gehört dazu, nationalſozialiſtiſche Bewegungen entſtehen zu 
laſſen. Völkern, denen dieſe Naumenge fremd iſt und die den groß- 
räumigen Betätigungsdrang einer kraftvollen Jugend nicht kennen, 
wird der nationalſozialiſtiſche Gedanke immer etwas mehr oder weniger 
Unverſtändliches ſein: allenfalls wird ſich das Miterleben dieſes Ge- 
dankens in dieſen Völkern auf eine kleine Schicht von Menſchen, viel» 
leicht von hochwertigen Meuſchen, beſchränken. Haushofer betrachtet 
im einzelnen die Möglichkeiten und Grenzen für eine Ausbreitung des 
nationalſozialiſtiſchen Gedankens unter den „alten Völkern des 
Weſtens“, unter den Völkern, die über rieſige Kolonialräume verfügen 
oder auf kolonialen Boden erwachſen ſind, und unter den Völkern, 
die in der politiſchen Balkanuenge Zwiſcheneuropas leben oder auf dem 
uralten aſiatiſchen Kulturboden ſithen. Er kommt hierbei zu Ergebniſſen, 
die man als allgemeingültig und richtungweiſend für die nationalſoſia- 
iſtiſche Außenpropaganda anſprechen kaun. Dr Kredel. 


Bildſtöcke des Bundeswappens ſind zum 
Preiſe von RM. 1.50 beim Bund Deutſcher 
Oſten, Berlin W 30, Motzſtraße 22 zu haben. 


en DA 


Deutſchland ohne Sicherheit, von K. L. von Oertzen. — Diele 
Schrift des ausgezeichneten Keuners der Rüftungsfragen iſt gleichfalls 
in der oben erwähnten Schriftenfolge der Deutſchen Akademie 
in München erſchienen. Oertzen ſchildert in knapper und überaus an- 
ſchaulicher Form die wehrpolitiſche Entwicklung der Welt ſeit Kriegs- 
ende. Er widerlegt die Argumente, die von gegneriſcher Seite gegen 
die deutſche Forderung nach allgemeiner Abrüſtung vorgebracht zu 
werden pflegen. Er jtellt die franzöſiſche Sicherheitsforderung in ihrer 
ganzen Verlogenheit dar und zeige daß es nur ein Land gibt, das mit 
Recht Sicherheit für ſich verlangen kann: Deutſchland, und daß es 
keinen wirklichen Frieden geben kann ohne deutſche Gleichberechtigung 
und ohne deulſche Sicherheit. 


Verſammlungen. 


Ortsgruppe Berlin-Oft und Reinickendorf: Am Sonntag, 1 4. Ja- 
nuar, nachm. 2% Uhr, Beſichtigung der großen Olt- 
ausſtellung in Berlin, Lolhringerſtr.! (Nähe Horſt-Weſſel⸗ 
Platz, mit Führung. Die Ausſtellung ift u. a. zu erreichen: 
mit der U-Bahn bis Schönhaufer Tor. g 

Samiliennachrichten. 
Silberhodzelt: Bäckermeiſter Johannes Helmchen und Frau Ottilie, geb. 

Ramm, früher Pinne (Poſen), jetzt in Bln.⸗Mahlsdorf, Bahndofitr. 12, am 9. 1. 
Goldene Hochzelt: Wilhelm Boy und Frau Suſanna, gob. Moſch (76, bzw. 

an 20, 0. früher Oſtrowo, Feldſtr. 3, jetzt in Vegeſack b. Bremen, Sandſtr. 5, 

am 20. 1. 


BESUCHT DIE Ausftellung 
Der Osten — das deutsche | 
Schicksalslan 0 


Berlin N54, Lothringer Straße ! 
Nähe Horſt - Weſſel - Platz. 
(Fernruf D2 Weidendamm 9730/31.) 


Die Ausſtellung gibt einen Ouerſchnitt durch 
Geſchichte und Schickſal des Gſtens. 


Sie gliedert ſich in 4 Hauptgruppen 
Der oſtdeutſche Menſch *“ Die oſtdeutiche Landſchaft 
Werden und Wachſen des oſtdeutſchen Raumes * 
Der Gſten und unſere Zeit * 


Geöffnet täglich von 10 bis 20 Uhr. Eintritt 0,20 Mt. 


Kl. Hausgrundſtück, Beachtet 


6 Zimmer, Waſſerleituna, elektr. 
Licht, Keller, Boden, paſſend für 
Schneider, Rechtsberatung, bald 
zu verkaufen. Off. erbeten an 


die Anzeigen 
im „Oſtland“ 


Robert Wieczorek, Bernſtadt / Schl. 


Aufbaukredit 


für Grenz- u. Auslandsdeutsche G. m. b. H. 
Begzlin M. 30. Motzſtrake. 22... Tel. B- 5. Rorbaroſſa 90 fl. = 
ä P me en nn] 


Verwertung von 


67, Reichsschuldbuchiorderungen 


durch Verkauf und Beleihung 


Vermiitlung vonVersicherungen j. Art 


Beratung in Vermögensanlagen 
und allen Kreditangelegenheiten 


Abwicklung all.bankmäßigen Geschäfte 


Verlag: Bund Deutſcher Oſten E. V. Berlin W 30, Motzſtraße 22 — uf N 5 
Veranlwortlic für uns : Dr. Otto Kredel, Berlin⸗Friedenau — Druck: Hempel & Co. §. m. b. H., Berlin SW. 68, Zimmerſtraße 7/8. 


80 J. Konrektor i. N. Ednard Anders in Halle a. 


PPP 


Geburtstane; Frau Pauline Gertia, geb. Kirſte, in Hamburg 23. Ham⸗ 
merſteindamm 54, III, früher Liſſa 1. P. (Gaſthof zu drei Anden am 12 1. 
0 d. S., Viktor⸗Schefſel⸗ 
Straße 11. am 10. 1. 70 J. (Anders war 96 Jahre 1, Lehrer in Linden eln bet 
Czarnikau und hat in der Gemeinde verſchtedene Amter verwaltet); Mathilde 
Be 70 8 n, geb. Kern, in Bln.⸗Mahlsdorf, fr. Scharfenort bei Samter, am 
2. 1. 79 J. 5 . 
. Gestorben: Proſeſſor Dr. Richard Schauder, Direktor des Inſtituts 
für Pflanzenkrankheiten der Preuß. Staatl; Landw. Verſuchs⸗ und Sohn Be 
anftalten und Leiter der Hauptſtelle für Pflanzenſchub, in Landsberg (Barthel. 
Kladowſtr. 15, früher Veiter der Abteilung tür Pflanzenkrankheiten am Kaiſer⸗ 
Wilhelnt⸗uſtitut in Bromberg, am 31. 12. 33, 60 A; Julius Weigelt im 
Altersheim Schloß Sommerfeld, früher Mineralwaſſerſabrikant in Samter, 80 J.: 
Amanda Koch, geb. Wuſteney, in Jeweſen II, Walzwerkſtr. 2a, früher 
Graudenz, am 18. 11. 38. . 


Nuten Glänzende Existenzen! 


Anzahlung RM. 
Penſionshaus m. angr. Neſtaurant u. Café i. bedeut. 


Vadeort auf Nü geen 1012 000 
Lanohausvilla i. d. Sächf. Laufitz (als Nuheſitz u. 
Fremdenpenſ. i. Sommer u. Winter gleichgeeignet) 15 oo 


Wohn- u. Geſchäftsgroͤſt. m. Bierverſag u. Sauer- 
kohlfabrik i. bekannter Stadt d. Prov. Sachſen 
Geſchäftsgroſt. (Glas-, Porzellan-, Galanterie- u. 
Spielwaren, Haus- u. Küchengeräte) i. mittlerer 


n. Vereinb. 


Stadt Schleſien U n. Vereinb. 
Penſionspilla i. Harz, 16 Sim., reichl. Nebengelaß 1520 000 
Villa i. Berlin- Charlottenburg, 10 Simmer, reichl. 

Nebengelaßßß . e n. Vereinb. 
Villa i. Wernigerode, 7 Zimmer, gr. Siergarten mit 

Edelobjt u Beerenſträucherrn 15— 17.000 
Lanbhaus i. Württemberg (Preisgünſtig. Objekt i. 

landſchaftl. wundervoller Lage), 9 Simmer, reichl. 

Nebengelaoa ß Sera 18 ooo 
Villa i bek. deutsch. Kurort a. Bodenſee 20 000 
Landhaus - Villa m. od. ohne Obstgarten i. d. Sächl. 

Lauſitz (Als Ganzes od. geteilt verkäufl.), 8 Zim. 

(Idealer Nuheſitz U DP)Ul n. Vereinb. 
Wohn- u. Geſchäftshaus i. bek. Badeort d. Prov. 

Sachſen (Glänzende Kapitalanlage) 11.000 
Verkäufl. od. zu verpachtend. Wohn- u. Sabrika= 

tionsgebäude 1. Nürnberg 22 4050 oo 
2 Landhausvillen b. Nadeberg (Sa.), Objekt I: Land- 

hausvilla, 7 Simmer, Objekt II: 1 Holzhaus, 

5 Simmer, 1 maſſ. Garage, I Hundezwinger, 

J Hol zſchupßp enn kai n. Vereinb. 
Villenbeſitzung Nähe Bresla d 2 ooo 
Waſjermühſe (Turbinenantrieb) m. gr. landſchaftl. 

Betrieb, i. Kr. Pyrit 2⁵ 000 
Landhausgrundſtück b. Potsdam, 7 

preisgünſtiges Objekt:: nee 10 ooo 
Oandhaus-Villa i. Eberswalde, 11 Simmer 2² 500 
Wohn- u. Gefchäftsgröft. b. Hirſchberg i. Ajgb. .. 14.000 
Einſamilienvilla i. Landhausſtil a. d. Peripherie d. 

Jah). Haupt- u. Neſidenzſtadt Dresden ..... * 2025 090 
Villengrundſtück (Privatlit) i. bek. Oftfeebad, Nähe 

Treptow (Negoao/:¶ „ 20 000 
Villengrundſtück i. bekauntem Oftjeebad (Außer als 

Privatſitz auch zur Einricht. einer Penſion od. 

dergl. geeignet ꝛ . 19 oo0 
Wohnhaus i. Zentrum d. Stadt Dresden (Hervor— 

ragend geeignet auch als Lagerhaus f. Induſtrie- 

und Handelsfirmal) (::: . n. Vereinb. 
Papierwaren-Sabrik i. Stettin, j. Gauzen od. geteilt 

(Betrieb 1: Umſchläge, Vetrieb 2: Schreibhefte u. 

Papierwaren) mn. komplett. Maſchinenpark (ein- 

Ichließl. Warenlager Uꝛꝛ ... 40 000 

oder für jeden Betrieb K 20.009 
Hoppelgrundſtück i. lebhafter Ortſchaft d. Neumark 

(Netzebruch UUUP UU. — 8 7 7250 
e-Sam.-Wohuhaus m. gewer äumen i. Meckl. 

(Vorzügl. Kapitalanlage 25 000 
Wohn- u. Geſchäftshaus m. flottgehendem Herren- 

Artikel-Geſchäft i. lebhafter Stadt 50 Km vor 

Berlin (Vorortverkehr) ..... 1 „ 23000 


Gaſthofarundſtück i. bedeutend. Induſtrieſtadt Thür. 


(Giinſtige Gelegenheit zur Exiſtenzgründung) .. 50 dod 
Penſionsvilla, Seebad Horſt, unmittelbar a. Strand 

gelegen, 11 Simmer, 2% Morgen, Ackerland .... 29.000 
Geſchäftsgrundſtück i. Bärwalde (Pomm.), Grdſt. 

unterliegt nicht der Eiurichtungsſperre f. Hand- 

werker (f. Bäcker, Töpfer u. Tiſchler geeian.) o ooo 
Grundſtücke m. gr. Garten (etwa 2800 Quadratmtr.), 

9 und 3 Zimmer, in Jamllitz (NS) 8000 


Bild-Profpekte koftenlos durch: 
Koch & Co., Berlin W 35. Dörnberzstr. 1. Tel.: B2 Lüt /o 5933 
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